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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Claus-Peter 

Grotz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Rumä- 
nien gefälschte Visa in Umlauf gebracht werden, 
um die Einreise in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu ermöghchen, und wenn ja, was gedenkt 
die Bundesregierung dagegen zu tun? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 11. März 1996 


Hinweise auf den Umlauf von Visa, die in Rumänien gefälscht sein sollen, 
liegen der Bundesregierung nicht vor. 


2. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die bisheri- 
gen und künftigen Hilfsleistungen in ihrer Wirk- 
samkeit zur Förderung des Friedensprozesses im 
früheren Jugoslawien? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 11. März 1996 


Hilfsgüter, wie sie entsprechend den Fragen 63 bis 65 von der Bundeswehr 
in das Konfliktgebiet im ehemaligen Jugoslawien transportiert wurden 
und wie sie im Bedarfsfall aus dem Haushalt für Humanitäre Soforthilfe 
des Auswärtigen Amtes finanziert werden, haben den Zweck, akut in 
Lebensgefahr geratenen Menschen bei der Bewältigung ihrer Notlage zu 
helfen. Kriterium für die Bereitstellung humanitärer Hilfe ist immer das 
Bestehen einer solchen Notlage. 

Die Bundesregierung kann feststellen, daß ihre Hilfe in beachtlichem 
Maße dazu beigetragen hat, Menschen neuen Lebensmut zu geben, der 
für das Gelingen des Friedensprozesses unerläßlich ist. 


3. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Treffen Meldungen der Wochenzeitung „Die 
Woche" vom 16. Februar 1996 zu, daß die deut- 
sche Botschaft in Bangkok den Beamten des 
Bundeskriminalamtes keine oder nur unzu- 
reichende Hilfestellungen bei der Verhaftung 
des Kinderpornoherstellers und Menschenhänd- 
lers V. geleistet hat, und welche dienstrechtlichen 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
diesem Vorgang? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 12. März 1996 

Die von Ihnen genannten Meldungen treffen nicht zu. Der Sachverhalt, 
auf den sich der Artikel bezog, ist in Wirklichkeit folgender: 
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Die Botschaft Bangkok hat am Freitag, dem 12. Januar 1996, durch ein 
Gespräch mit einem ZDF-Journalisten davon Kenntnis erlangt, daß der 
deutsche Staatsangehörige V. sich in Pattaya aufhielt. Es war der Botschaft 
und den deutschen Justizbehörden bereits bekannt, daß V. verdächtigt ist, 
eine Schlüsselrolle beim sexuellen Mißbrauch von Kindern und beim 
Handel mit Kinderpornographie gespielt zu haben. Sie kannten jedoch bis 
dahin nicht seinen Aufenthalt. Die Botschaft berichtete sofort am folgen- 
den Werktag, dem 15. Januar 1996, femschrifüich gleichlautend an das 
Auswärtige Amt, das Bundesministerium der Justiz, das Bimdes- 
ministerium des Innern und das Bundeskriminal amt und bat um Weisung 
zu der Frage, ob die der Botschaft zugeteilten Verbindungsbeamten für 
die Bereiche Rauschgift und Organisierte Kriminahtät unmittelbar und 
ohne Einschaltung des Bundeskriminalamtes an die thaüändischen 
Behörden herantreten können, um ein Tätigwerden gegen einen deut- 
schen Staatsangehörigen zu veranlassen. Die Botschaft erhielt noch am 
selben Tage die Weisung, bis zum Eingang einer mit anderen Ressorts 
abzustimmenden Weisung keinen Kontakt mit den thaüändischen Behör- 
den aufzunehmen. Diese Klärung innerhalb der Bundesregierung wurde 
am 24. Januar 1996 abgeschlossen. An diesem Tage wurde V. von der thai- 
ländischen Polizei verhaftet. 

Das Bundeskriminalamt hatte die von der Botschaft erhaltenen Informa- 
tionen am 19. Januar 1996 an die Staatsanwaltschaft Frankfurt weiter- 
geleitet, die daraufhin ein Ermittlungsverfahren wegen Verdachts des 
sexuellen Mißbrauchs von Kindern und der Verbreitung von Kinderporno- 
graphie gegen V. eingeleitet hat. 

Aus dem geschüderten Verlauf wird deutlich, daß die Botschaft durch 
unverzügliches Handeln eine Klärung der zu ergreifenden Maßnahmen 
veranlaßt und durch ihre Meldung die Strafverfolgung in Deutschland in 
Gang gebracht hat. 


4. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Treffen Meldungen der Wochenzeitung „Die 
Woche" vom 16. Februar 1996 zu, daß die 
deutsche Botschaft in Manüa zwei deutschen 
Sextouristen zur Flucht vor der phüippinischen 
Strafverfolgung verholfen hat, wie es der 
Gründer der phüippinischen Kinderschutzorga- 
nisation Pater Shay Cullen behauptet, und 
welche dienstrechtlichen Konsequenzen zieht 
die Bundesregierung aus diesem Vorgang? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 12. März 1996 


Die Meldungen der Wochenzeitung „Die Woche" treffen nicht zu. 

Auf den Philippinen wurden unabhängig voneinander zwei deutsche 
Staatsangehörige wegen des Verdachts des sexuellen Mißbrauchs von 
Kindern festgenommen. Die jeweils zuständigen philippinischen Gerichte 
haben ihre Freüassung gegen Kaution verfügt. 

In dem einen Fall setzte sich der Verdächtige ohne Kenntnis der Botschaft 
Manüa nach Malaysia ab, wo er wegen iUegaler Einreise festgenommen 
wurde. Die Botschaft in Kuala Lumpur übernahm die konsularische 
Betreuung und stellte dem Betroffenen nach seiner Freüassung einen 
Reiseausweis als Paßersatz - gültig nur zur Einreise nach Deutschland und 
auf drei Tage befristet - aus. Nach § 7 Abs. 4 des Paßgesetzes konnte die 
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Botschaft ein solches Paßersatzpapier nicht verweigern. Berichte der 
Botschaft Manila waren Anlaß für die Eröffnung eines Ermittlungsverfah- 
rens durch die Staatsanwaltschaft Hagen. Die Botschaft Kuala Lumpur 
- die von dem Verdacht gegen B. unterrichtet war - hat vor Eintreffen des 
Beschuldigten in Deutschland dem Bundeskriminalamt die Flugdaten und 
Ankunftszeiten mitgeteilt. 

In dem anderen Fall wurde der Verdächtige im November 1995 wegen 
Mißbrauchs einer Minderjährigen auf den Philippinen festgenommen und 
im Dezember 1995 gegen Kaution wieder freigelassen. Das Gericht hän- 
digte der Botschaft den deutschen Reisepaß des Verdächtigen ohne Auf- 
lagen aus. Als der Verdächtige geltend machte, ohne Ausweis keine 
Hotelunterkunft buchen zu können - dies ist eine zutreffende Behaup- 
tung - wurde ihm der Paß ausgehändigt, zumal Gründe für eine Sicher- 
stellung oder paßbeschränkende Maßnahme im Sinne der §§13 und 7 des 
Paßgesetzes nicht Vorlagen. Ein Paßersatz zur Rückkehr nach Deutsch- 
land hätte in jedem Fall ausgestellt werden müssen (§ 7 Abs. 4 PaßG). Die 
Botschaft hat den vollständigen Sachverhalt berichtet. Diese Berichte wur- 
den zur Prüfung der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens in Deutsch- 
land an die zuständige Justizverwaltung weitergeleitet. 

Der von Ihnen genannte Pater Shay Cullen wurde durch die Botschaft 
Manüa unterrichtet. 


5. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
im Zusammenhang ihrer Bemühungen zur 
Bekämpfung des Kindersextourismus aus der 
Studie der FU Berlin und der Einschätzung der 
Hilfsorganisation Terre des hommes, wonach 
jährlich mindestens 12000 deutsche Päderasten 
unter den rd. 400000 deutschen Sextouristen Kin- 
der in aller Welt vergewaltigen, und welche Kon- 
sequenzen zieht die Bundesregierung aus diesen 
Erkenntnissen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 12. März 1996 

Die Bundesregierung sieht im „Kindersextourismus" eine der schlimm- 
sten Formen der Ausbeutung sozialer Not zu Lasten der Schwächsten 
einer Gesellschaft. Auf ihre Initiative wurde 1993 das Strafgesetzbuch 
dahin gehend geändert, daß deutsche Staatsangehörige in Deutschland 
auch dann bestraft werden können, wenn sie im Ausland Kinder sexuell 
mißbraucht haben, selbst wenn die Tat im betreffenden Staat nicht mit 
Strafe bedroht ist. 

Im einzelnen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Erika Simm, Drucksache 13/1019 vom 
20. April 1995, verwiesen. Im Rahmen der repressiven Maßnahmen ist ent- 
scheidend, daß das vorhandene strafrechtliche Instrumentarium konse- 
quent angewendet wird. Die Auslandsvertretungen sind ausdrücklich 
angewiesen, die dafür zuständigen deutschen Behörden zu unterstützen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung darf jedoch neben dem repres- 
siven Ansatz die Prävention nicht vernachlässigt werden. Daher hat das 
Bundesministerium der Justiz im November 1995 ein internationales Sym- 
posium veranstaltet, um die Problematik in ihrer ganzen Tragweite zu ver- 
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deutlichen und Lösungsansätze zu erörtern. Die Auswertung der Ergeb- 
nisse des Symposiums ist noch nicht abgeschlossen; im Lichte der bereits 
eingegangenen und noch zu erwartenden Stellungnahmen wird voraus- 
sichthch Mitte 1996 über das weitere gemeinsame Vorgehen der betroffe- 
nen Ressorts entschieden werden. 


6. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit klarzustellen, 
daß die in § 1 des Gesetzes über den Auswärtigen 
Dienst formulierte Aufgabenstellung, „Deut- 
schen im Ausland Hilfe und Beistand" zu leisten, 
nicht bedeutet, Deutsche im Ausland vor 
Strafverfolgung wegen Verbrechen zu schützen, 
wie beispielsweise Menschenhandel, Vergewal- 
tigungen oder sexuelle Gewalt gegen Kinder, 
und teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß durch gegenteiliges Verhalten von deut- 
schen Botschaften dem Kindersextourismus aus 
Deutschland insgesamt Vorschub geleistet wird? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 12. März 1996 


Wie oben ausgeführt, unterstützen die deutschen Auslandsvertretungen 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten die deutschen Strafverfolgungsbehörden. 
Sie tragen dadurch dazu bei, daß deutsche Straftäter, die sich der Strafver- 
folgung im Ausland entziehen, nach deutschem Strafrecht belangt 
werden. 

Gleichzeitig haben deutsche Auslandsvertretungen die Pflicht, deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland Schutz und Beistand zu gewähren. Das 
Bundesverfassungsgericht hat dies in ständiger Rechtsprechung bestätigt. 
Diese Pflicht kollidiert jedoch nicht mit der Aufgabe der Auslandsvertre- 
tungen, die deutschen Justizbehörden bei der Strafverfolgung zu unter- 
stützen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Wie viele Mitarbeiter und welche Einheiten sind 
von einer geplanten Verkleinerung oder Auflö- 
sung des Grenzschutzkommandos Mitte in Kassel 
betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 15. März 1996 


Die Überlegungen, den Bundesgrenzschutz, insoweit also auch das 
Grenzschutzpräsidium Mitte mit seinen verschiedenen Organisationsein- 
heiten, noch effizienter auf seine Schwerpunktaufgaben - vor allem die 
Gewährleistung der Grenzsicherheit - auszurichten, sind noch nicht abge- 
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schlossen. Es gibt eine Fülle von Fragen zur künftigen Struktur des Bun- 
desgrenzschutzes, die erst geklärt sein müssen. Derzeit werden die dafür 
nötigen Vorarbeiten geleistet. Konkrete, auf einzelne Standorte und dort 
beschäftigte Mitarbeiter bezogene Überlegungen gibt es deshalb noch 
nicht. 


8. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(PDS) 


Werden BGS-Beamtinnen und -Beamte für ihre 
Einsätze bei Abschiebungen hinsichtlich der 
Anwendung von Zwangsmitteln (Fesselungen, 
Einsatz von „Beißschutz "/Knebel, Klebebändern 
etc.) sowie im Bereich der Notfallmedizin ausge- 
büdet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 13. März 1996 

Die BGS-Beamtinnen und -Beamten werden bereits in der Laufbahnaus- 
bildung und anschließend regelmäßig in Fortbildungsveranstaltungen in 
der Anwendung der Zwangsmittel sowie in der Einleitung lebensretten- 
der Sofortmaßnahmen ausgebildet. Eine Unterrichtung im Bereich der 
Notfallmedizin erhalten sie nicht. 

BGS-Beamtinnen und -Beamte, die für Abschiebungen vorgesehen 
werden, erhalten darüber hinaus zusätzlich eine einwöchige Schulung. 


9. Abgeordnete Aufgrund welcher Vorkommnisse wurde dieser 

Ulla Unterricht eingeführt und eventuell verändert, 

Jelpke und worin bestehen die diesbezügüchen Ausbü- 

(PDS) dungsinhalte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 13. März 1996 

Die Ausbildungsinhalte wurden nicht aufgrund eines speziellen Vor- 
kommnisses eingeführt bzw. verändert, vielmehr gehören sie in der Aus- 
und Fortbildung des Bundesgrenzschutzes zum Standardprogramm. 

Im einzelnen handelt es sich dabei u. a. um 

- rechtliche Voraussetzungen für die Anwendung unmittelbaren Zwan- 
ges, 

- praktisches Training in der Anwendung unmittelbaren Zwanges, 

- sozialpsychologische Unterweisung, Verhaltenstraining und 

- Erste-Hüfe-Maßnahmen. 


10. Abgeordneter 
Peter 
Keller 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Beamte im Gegensatz zu Ange- 
stellten im öffentlichen Dienst den Steuerzahler je 
nach Laufbahn ca. 13 bis 21 v. H. weniger kosten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1996 

Die aktuellen Aufwendungen für Arbeitnehmer (Angestellte und Arbeiter 
im öff entheben Dienst) sind wegen der Beiträge der Arbeitgeber zur 
Renten- und Arbeitslosenversicherung um ca. 13 v. H. höher; hinzu kom- 
men Aufwendungen der Arbeitgeber in unterschiedheher Höhe zu den 
jeweiligen Zusatzversorgungskassen des öffentlichen Dienstes. 


1 1 . Abgeordneter 
Peter 
Keller 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Beamte im Gegensatz zu ver- 
gleichbaren Angestellten im öffenthehen Dienst 
auch beim Lebensvergleich, also unter Einbezie- 
hung der Pensionen und Hinterbliebenenversor- 
gungen, den Steuerzahler noch ca. 4,5 v. H. gün- 
stiger kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1996 

Die Bundesregierung hat Kenntnis von zahlreichen Gutachten aus jüng- 
ster Zeit, die bis auf eine Ausnahme zu dem Ergebnis kommen, daß der 
Einsatz von Beamten für den Dienstherrn insgesamt wirtschaftlicher ist als 
die Beschäftigung von Angestellten. Eine generelle Aussage zu einem 
Prozentsatz ist nicht getroffen worden. 


12. Abgeordneter Welche Vorschläge sind der Bundesregierung 

Winfried zum Thema „Verringerung der Anzahl der Bun- 

Mante desländer bzw. Artikel 29 des Grundgesetzes" 

(SPD) bekannt, und wie beurteilt sie diese im einzelnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1996 

Der Bundesregierung sind zahlreiche Vorschläge aus Kreisen der Politik 
und Wirtschaft sowie der Wissenschaft für eine Neugliederung des Bun- 
desgebiets bekannt; zudem hegen auch Anregungen einzelner Bürger 
vor. Nach der Auffassung der Bundesregierung ist die Vorlage einer kon- 
kreten Konzeption oder eines Gesetzentwurfs zur Neughederung des 
Bundesgebiets nur sinnvoll und einer Neughederung förderheh, wenn die 
Wahrscheinlichkeit besteht, daß eine solche Lösung von der Mehrheit der 
pohtischen Kräfte in Bund und Ländern und von der Mehrheit der betroffe- 
nen Bevölkerung mitgetragen wird. Da eine Neughederung des Bundes- 
gebiets ein Vorhaben von außerordentlicher politischer Tragweite ist, 
kann sie nur auf der Grundlage eines breiten pohtischen Konsenses aller 
verantwortlichen Kräfte eingeleitet und durchgeführt werden. 

Im Rahmen der Beratung des Themas der territorialen Neughederung in 
der Gemeinsamen Verfassungskommission wurde es als selbstverständ- 
hch angesehen, daß die Wirksamkeit von Neughederungsmaßnahmen 
durch Bundesgesetz oder durch Staatsvertrag (s. den neu angefügten Arti- 
kel 29 Abs. 8 des Grundgesetzes) von einer plebiszitären Mitwirkung der 
betroffenen Bevölkerung abhängig gemacht werden sollte (s. Bericht der 
Gemeinsamen Verfassungskommission, Drucksache 12/6000, S. 44 f.). 
Diese Auffassung wird von der Bundesregierung geteilt. 
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Ziel einer Neughederung ist zu gewährleisten, daß die Länder nach Größe 
und Leistungsfähigkeit die ihnen obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen 
können. Von der Erfüllung dieser Zielsetzungen hängt letztendlich die 
Zahl der Bundesländer ab. Auf diesen Zusammenhang hat auch das Bun- 
desverfassungsgericht in seinem Urteil vom 27. Mai 1992 (BVerfGE 86, 
S. 148 ff., 270) hingewiesen. 


13. Abgeordneter 

Winfried 

Manie 

(SPD) 


Gibt es konkrete Vorstellungen der Bundesregie- 
rung, wie eine grundsätzliche Neughederung der 
Bundesländer vorgenommen werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1996 


Zur Frage, wie eine grundsätzliche Neugliederung des Bundesgebietes 
vorgenommen werden könnte, gibt es keine konkreten Vorstellungen der 
Bundesregierung. Die Bundesregierung hält nach wie vor die im Gutach- 
ten der „Ernst-Kommission" (Bericht der Sachverständigenkommission 
für die Neugliederung des Bundesgebietes, herausgegeben vom Bundes- 
ministerium des Innern, 1973) dargelegten Erwägungen für bedeutsam, 
auch wenn sich durch die Einigung Deutschlands grundlegende Verände- 
rungen der tatsächlichen Ausgangslage ergeben haben. Feststellungen 
dieses Gutachtens entsprechen noch heute in wesenthchen Punkten dem 
gegenwärtigen Stand. 

Die Frage der konkreten Ausgestaltung einer Neughederung bedarf kon- 
sensfähiger Überlegungen insbesondere aus den betroffenen Ländern. 


14. Abgeordneter 

Winfried 

Manie 

(SPD) 


Kann die Fusion Berhn-Brandenburg die Basis für 
die Fortführung der Einghederung weiterer 
Stadt- Staaten in das Umland sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 6. März 1996 


Einen Zusammenschluß von Brandenburg und Berhn zu einem neuen 
gemeinsamen Bundesland, den Artikel 118 a des Grundgesetzes in einem 
gegenüber sonstigen Neughederungen vereinfachten Verfahren ermög- 
hcht, könnte Signalwirkung für das Thema Länderneugliederung ins- 
gesamt haben. 

Für die Berhner Seite ist bei den Verhandlungen über den Fusionsstaats- 
vertrag auch der Gedanke wichtig gewesen, daß sie die sehr schwierigen 
Aufgaben beim Zusammenwachsen der Stadt und ihrem Ausbau zur Bun- 
deshauptstadt besser lösen kann, wenn die Stadt nicht zugleich auch noch 
die Aufgabe der Landes- (Staats-) Verwaltung hat. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


15. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wird die Bundesregierung - ggf. in Zusam- 
menarbeit mit den Landesjustizministerien - der 
Forderung des „Initiativkreises Gerechtigkeit für 
Dietrich Bonhoeffer" nach Aufhebung der von 
nationalsoziahstischen Sondergerichten ver- 
hängten Todesurteile gegen Widerstandskämp- 
fer entsprechen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 14. Februar 1996 


Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß die von 
NS-Gerichten verhängten Todesurteile gegen Widerstandskämpfer 
Unrecht sind. Die Aufhebung dieser Urteile liegt jedoch außerhalb der 
Zuständigkeit der Bundesregierung. 

Rechtsgrundlagen für die Aufhebung dieser Urteile enthalten die in den 
ersten Nachkriegsjahren in der Bundesrepublik Deutschland durch Besat- 
zungsrecht und Ländergesetzgebung erlassenen und noch fortgeltenden 
Vorschriften zur Beseitigung nationalsozialistischen Unrechts in der Straf- 
rechtspflege. Diese Vorschriften betreffen u. a. Urteile, bei denen die 
zugrundeliegenden Straftaten überwiegend aus Gegnerschaft zum Natio- 
nalsozialismus begangen wurden oder, um sich der Verfolgung durch die 
Nationalsozialisten zu entziehen. Sie heben teilweise unmittelbar Straf- 
urteile auf, die auf bestimmten NS- Vorschriften beruhen. Im übrigen 
sehen sie ein gerichthches Aufhebungsverfahren vor, das von Amts wegen 
oder auf Antrag der Hinterbliebenen des Verurteilten eingeleitet werden 
kann; zuständig sind insoweit die Justizorgane der Bundesländer. 

Das Zuständigkeitsergänzungsgesetz vom 7. August 1952 (BGBl. I S. 407) 
ermöglicht die Wiederaufnahme von Verfahren, die durch Urteil eines 
Sondergerichts (§ 18 Abs. 2) oder eines Wehrmachtgerichts (§ 18 Abs. 1) 
rechtskräftig abgeschlossen sind. Antragsberechtigt sind auch insoweit 
die in § 361 Abs. 2 StPO aufgeführten Familienangehörigen des Verurteü- 
ten und die zuständige Staatsanwaltschaft (§ 365 i. V. m. § 296 StPO). 


16. Abgeordneter 

Gerald 

Häfner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag einen Gesetzentwurf zur Regelung 
der Zusammenarbeit mit dem von den Vereinten 
Nationen im November 1994 eingerichteten 
Internationalen Strafgerichtshof zu Ruanda zulei- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 14. Februar 1996 

Das Jugoslawien-Strafgerichtshof-Gesetz vom 10. April 1995 (BGBl. I 
S. 485) hat in das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen 
(IRG) einen neuen § 67 a eingefügt, der es den deutschen Behörden 
ermöglicht, jedweder zwischen- und überstaatlichen Einrichtung, d. h. 
auch dem durch die Resolution 955 (1994) des Sicherheitsrates der Verein- 
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ten Nationen eingerichteten Ruanda- Strafgerichtshof, Rechtshilfe zu lei- 
sten. Auf dieser Grundlage können sämtliche „klassischen" Rechtshilfe- 
maßnahmen im Sinne der §§59 bis 67 IRG durchgeführt werden, nicht je- 
doch darüber hinausgehende Maßnahmen wie die Überstellung von Zeu- 
gen unter Zwangsanwendung und die Überstellung von Beschuldigten 
und Angeklagten an den Gerichtshof. 

Ein Gesetz, das auch die zuletzt genannten Maßnahmen ermöglichen 
würde, ist nicht eingebracht worden, da Ersuchen des Ruanda-Straf- 
gerichtshofes um Überstellung von Personen oder um mit Zwangsmaß- 
nahmen verbundene Rechtshilfemaßnahmen nicht vorhegen und auch 
nicht absehbar sind. 


17. Abgeordneter 

Gerald 

Häfner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Soll nach Auffassung der Bundesregierung diese 
Zusammenarbeit durch ein gesondertes Gesetz 
oder durch eine Ergänzung des Gesetzes über die 
Zusammenarbeit mit dem Internationalen Straf- 
gerichtshof für das ehemalige Jugoslawien gere- 
gelt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 14. Februar 1996 

Nach den Ausführungen zur Frage 16 stellt sich diese Frage derzeit nicht. 
Sollte ein derartiges Gesetz erforderlich werden, könnte es entweder die 
Pflichten im Verhältnis zum Ruanda- Straf gerichtshof autonom formulie- 
ren oder weitgehend auf die Vorschriften des Jugoslawien-Strafgerichts- 
hofes verweisen. 


18. Abgeordneter 

Gerald 

Häfner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung zur notwendigen 
Regelung dieser Zusammenarbeit eine Grund- 
gesetzänderung für erforderlich, und wenn ja, 
wie kann die Bundesregierung sicherstellen, daß 
die Voraussetzungen für die Zusammenarbeit mit 
dem Gerichtshof entsprechend den völkerrecht- 
hchen Verpflichtungen der Bundesrepubhk 
Deutschland geschaffen werden, ohne daß dies 
durch eine Debatte über eine evtl, erforderliche 
Änderung von Artikel 16 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes verzögert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 14. Februar 1996 

Nur soweit eine Pflicht zur Überstellung auch deutscher Staatsangehöri- 
ger gesetzlich geregelt würde, setzte dies im Hinblick auf Artikel 16 Abs. 2 
des Grundgesetzes eine Verfassungsänderung voraus. 


19. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die auch von 
ihr nicht gewollte Tatsache, daß durch augen- 
scheinliche Unklarheiten in der Gesetzgebung 
nun finanzielle Leistungen aus der Pflegever- 
sicherung für wirklich praktisch tätige Pflegeper- 
sonen von Schwerstbehinderten auf Unterhalts- 
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Zahlungen von Dritten, die selbst nicht einmal 
mehr mit der betroffenen Famüie Zusammen- 
leben, auf deren Unterhaltsleistungen mindernd 
angerechnet werden und so eben doch nicht 
direkt dem Pflegenden, entsprechend der Grund- 
idee der Pflegeversicherung, zukommen? 


20. Abgeordneter 

Peter Kurt 
Würzbach 

(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung diesen 
nicht vorhergesehenen und ungerechten Zustand 
wie zu ändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 13. März 1996 

Mit Ihren Fragen sprechen Sie die unterhaltsrechtliche Behandlung des an 
die nicht erwerbsmäßig tätige Pflegeperson weitergeleiteten Pflegegeldes 
an, das mit der Weiterleitung durch den Pflegebedürftigen zu Einkommen 
der Pflegeperson wird. 

Es ist ein das System des Unterhaltsrechts prägendes Grundprinzip, bei 
der Prüfung der Bedürftigkeit wie auch bei der Bemessung der Leistungs- 
fähigkeit grundsätzlich von den Einkünften in ihrer Gesamtheit auszuge- 
hen, soweit sie tatsächlich den Bedarf befriedigen oder die Leistungs- 
fähigkeit erhöhen. Die öffentlich-rechtliche Zweckbestimmung tatsäch- 
lich bedarfsdeckender Einkünfte, denen kein konkreter Mehrbedarf des 
Leistungsempfängers gegenübersteht, ist damit unterhaltsrechtlich 
unbeachthch. Dies ist auch in bezug auf das dem Pflegegeld nach § 37 
SGB XI weitergeleitete Pflegegeld nach § 69 Abs. 3, 4 BSHG a. F. unter- 
haltsrechtlich unbestritten. Eine Abmilderung der nach diesen Grundsät- 
zen gewonnenen Ergebnisse erfolgt allerdings, indem die unterhaltsrecht- 
hche Rechtsprechung dem Pflegegeld eine Doppelfunktion beigemessen 
hat: Einerseits sollte es den pflegebedingten Mehrbedarf des Behinderten 
abgelten, andererseits zur Deckung des Lebensbedarfs der Pflegeperson 
zur Verfügung stehen und insoweit einen „Vergütungsanteü" enthalten. 
Die Rechtsprechung hierzu ist uneinheitlich und unübersichtlich; sie setzt 
den „Vergütungsanteü" des Pflegeldes mit Werten von einem Drittel bis 
zu zwei Dritteln an. 

Im Interesse der Verwirkhchung des humanitären Anliegens der Pflege- 
versicherung wie auch von Rechtsklarheit und Rechtssicherheit steht die 
Bundesregierung Ihrem Wunsch nach einer gesetzhchen Regelung der 
Problematik aufgeschlossen gegenüber. 

Im Hinbhck auf die zahlreichen denkbaren Fallgestaltungen bestehen 
jedoch Bedenken, das Pflegeld generell von einer unterhaltsrechtlichen 
Berücksichtigung auszuschheßen. 

Bereits in der Ihnen vorliegenden Stellungnahme ist zur Frage des Zeit- 
punktes der Verwirkhchung einer Rechtsänderung ausgeführt, daß diese 
sorgfältiger Vorbereitung bedürfe. Diese beruht darauf, daß eine Sonder- 
regelung zugunsten der Empfänger weitergeleiteten Pflegegeldes die 
Systematik des Unterhaltsrechts durchbricht und daher auch unter verfas- 
sungsrechtlichen Gesichtspunkten eingehend geprüft sowie mit den 
Landesjustizverwaltungen erörtert werden muß. Die Bundesregierung 
wird um eine möghchst zügige Behandlung der Problematik bemüht 
bleiben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


21. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Warum beruft sich die Bundesregierung bei ihrer 
Forderung auf Umsatzsteuerübertragung gegen 
die westdeutschen Länder ab 1997 auf einen Ge- 
setzentwurf des Bundesrates, in dem ausdrück- 
lich auf die Gesamtdeckungsquotenberechnung 
von Ausgaben- und Einnahmenveränderungen 
(Artikel 106 Abs. 4 GG) verwiesen wird, obwohl 
sie für eine solche Gesamtberechnung keine Zah- 
len für 1997 und 1998 vorlegen kann und selbst 
nur eine Teilrechnung aufstellt, in der sie weder 
ihre Einsparungen im Bundeshaushalt 1995, 1996 
und 1997 noch die Auswirkungen ihrer Steuer- 
politik ab 1997 berücksichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 8. März 1996 


Der Bund stützt seine im Zusammenhang mit dem Abbau des Solidaritäts- 
zuschlags erhobene Forderung nach Rückübertragung von Umsatzsteuer- 
anteilen, die für die „Vorabauffüllung" der Steuerkraft der neuen Länder 
im Rahmen des horizontalen Umsatzsteuerausgleichs nicht benötigt wer- 
den, auf folgende Überlegung; Infolge überproportionaler Steuerzu- 
wächse in den neuen Ländern geht die im Rahmen des horizontalen Um- 
satzsteuerausgleichs von den alten an die neuen Länder geleistete 
„Vorabauffüllung" allmählich zurück, während die vom Bund an die Län- 
der zur Finanzierung dieser horizontalen Transferleistungen übertragene 
Umsatzsteuer mit dem Zuwachs des Umsatzsteuergesamtaufkommens 
betragsmäßig ansteigt. Hieraus ergibt sich eine zunehmende Über- 
finanzierung der „Vorab auf füllung", die zu einem auch im Verhältnis zu 
den neuen Ländern ungerechtfertigten Steuergewinn der alten Länder zu 
Lasten der Steuerzahler führt. Im Solidarpakt von 1993 haben auch die 
Länder diesen Zusammenhang anerkannt und demgemäß im Vorblatt zu 
ihrem Gesetzentwurf zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzaus- 
gleichs vom 26. März 1993 (BR-Drucksache 163/93/Beschluß) folgendes 
ausgeführt: „Ändert sich in den Folgejahren die Steuerkraft der Länder- 
gesamtheit aufgrund der tatsächlichen Entwicklung in den neuen Län- 
dern, ist die Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Ländern gemäß 
Artikel 106 Abs. 4 GG anzupassen." 

Die Forderung des Bundes nach Rückgabe der für die „Vorab auf füllung" 
nicht mehr benötigten Umsatzsteueranteile leitet sich nicht aus einem 
Vergleich der Deckungsquoten der Ebenen nach Artikel 106 Abs. 3 und 4 
GG ab. Für das Verhältnis der Deckungsquoten von Bund und Ländern 
ergeben sich außerdem durch die Rückübertragung nur begrenzte Aus- 
wirkungen, da der Rückgabe von 3 Mrd. DM Umsatzsteuer durch die Län- 
der in 1997 auf Bundesseite infolge der Senkung des Solidaritätszuschlags 
von 7,5 V. H. auf 5,5 v. H. Mindereinnahmen in Höhe von rd. 4 Mrd. DM 
gegenüberstehen, die ab 1998 erheblich zunehmen. 

I^er geht es also letztlich nicht um eine Frage der Steuerverteilung zwi- 
schen den staatlichen Ebenen, sondern darum, bei den westdeutschen 
Ländern unverdient entstehende Steuergewinne an die Bürger zurückzu- 
geben. 
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22, Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wieviel (absolut und in v. H.) von den in den 
neuen Ländern aufkommenden Einnahmen aus 
den Gemeinschaftsteuern flössen 1995 und flie- 
ßen 1996 in die Kassen des Bundes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 8. März 1996 

Im Jahr 1995 standen dem Bund aus dem Aufkommen der gemeinschaft- 
lichen Steuern in den neuen Ländern einschließl. Berlin (Ost) 19,4 Mrd. 
DM zu. Dies entspricht einem Anteil von 47,9 v. H. des Aufkommens. 

Für das Jahr 1996 wird der Bund nach der letzten Steuerschätzung vom 
Oktober 1995 aus dem Aufkommen der gemeinschaftlichen Steuern in 
den neuen Ländern einschl. Berlin (Ost) 18,9 Mrd. DM erhalten. Dies ent- 
spricht einem Anteil von 46,3 v. H. des Aufkommens. 


23. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wieviel Mrd. DM (Ist- bzw. Sollzahlen) erhalten 
die neuen Länder 1995 und 1996 über den Län- 
derfinanzausgleich (einschließl. Umsatzsteuer- 
verteüung) und die verschiedenen Formen der 
Bundesergänzungszuweisungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 8. März 1996 

Die den neuen Ländern über den Länderfinanzausgleich (einschließl. 
horizontalem Umsatzsteuerausgleich) und die Bundesergänzungszuwei- 
sungen 1995 (Ist) und 1996 (Soll) zufließenden Mittel ergeben sich aus 
nachfolgender Tabelle: 



1995 

1996 


-in 1000 DM- 

Länderfinanzausgleich 
(einschl. Umsatzsteuerausgleich) 



neue Länder 

17 527 926 

19 572 000 

neue Länder zuzüglich Berlin 

21 006 211 

21 964 000 

Bundesergänzungszuweisungen 



neue Länder 

14 516 146 

14 740 000 

neue Länder zuzüglich Berlin 

18 219 085 

18 468 000 


24. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung 
in der Frage der Freistellung der ehemaligen 
Eigentümer sog. Mauergrundstücke bzw. deren 
Rechtsnachfolger von der Grunderwerbsteuer, 
wenn diese von der kürzlich vom Deutschen Bun- 
destag beschlossenen Rückerwerbsregelung 
Gebrauch machen, insbesondere welchen Ein- 
fluß gedenkt die Bundesregierung in dieser Frage 
auf die betreffenden Länder zu nehmen, um für 
die Betroffenen zusätzliche finanzielle Nachteile 
auszuschließen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1996 


Erwerbe von Mauer- und Grenzgrundstücken durch die ehemaligen 
Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger, die auf der Grundlage des vom 
Deutschen Bundestag am 8. Februar 1996 beschlossenen Mauergrund- 
stücksgesetzes möglich sind, sind Erwerbsvorgänge im Sinne des 
Grunderwerbsteuerrechts, die der Steuer grundsätzlich mit 2 v. H. des 
Kaufpreises unterliegen. Diese Erwerbsvorgänge sind nach den Vorschrif- 
ten des Grunderwerbsteuergesetzes nicht von der Besteuerung ausge- 
nomrnen. Auch das Mauergrundstücksgesetz sieht keine Grunderwerb- 
steuerbefreiung vor. Die Länder, denen das Aufkommen der Grund- 
erwerbsteuer zusteht, haben deshalb grundsätzlich keine rechtliche Mög- 
lichkeit, ehemalige Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger, die von der 
Rückerwerbsregelung für Mauer- oder Grenzgrundstücke zu einem Kauf- 
preis in Höhe von 25 v. H. des Verkehrswerts Gebrauch machen, von der 
Grunderwerbsteuer freizustellen. Die Bundesregierung sieht in der 
steuerlichen Belastung auch keinen unzumutbaren finanziellen Nachteil 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, 
daß die Anwendung der steuerrechtlichen Vor- 
schriften über den Verkauf innerhalb der sog. 
Spekulationsfrist, d. h. die Besteuerung des 
„Gewinns" beim Verkauf von rückerworbenen 
sog. Mauergrundstücken innerhalb der Frist von 
zwei Jahren, dem Sinne der vom Deutschen Bun- 
destag kürzlich beschlossenen Rückerwerbs- 
regelung für die ehemahgen Eigentümer von sog. 
Mauergrundstückeh und deren Rechtsnachfolger 
widerspricht, und welche Rechtsgarantien 
gedenkt die Bundesregierung zu schaffen, damit 
die Anwendung der genannten steuerrechtlichen 
Bestimmungen in den vorgenannten Fällen un- 
terbleibt? 


für die Betroffenen. 


25. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 12. März 1996 


Soweit die ehemaligen Eigentümer der sog. Mauergrundstücke für die 
Rückübertragung ein Entgelt entrichten, liegt ein Anschaffungsgeschäft 
vor. Bei einer Veräußerung innerhalb von zwei Jahren seit der Anschaf- 
fung des Grundstücks ist ein Veräußerungsgewinn nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes zu versteuern. 


Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, von dieser Regelung eine Aus- 
nahme vorzuschlagen, zumal auch eine Berufungsgefahr bei anderen 
Sachverhalten zu befürchten wäre. 


26. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Wieviel (absolut und in v. H.) von den Minderaus- 
gaben nach Abschluß des Bundeshaushalts 1995 
betreffen Ausgaben, die im Bundeshaushalt für 
die Erfüllung von Bundesaufgaben auf dem 
Gebiet der neuen Länder vorgesehen waren? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 8. März 1996 

Die im Haushaltsjahr 1995 insgesamt entstandenen Minderausgaben von 
rd. 13 Mrd. DM stellen den Saldo aus Mehr-/Minderausgaben bei einer 
Vielzahl von Ausgabetiteln des Bundeshaushalts dar. Informationen zur 
regionalen Aufteilung enthält der Bundeshaushalt nicht. Sie werden in 
einer arbeitsaufwendigen Erhebung durch die Ressorts turnusmäßig zur 
Verfügung gestellt. Sobald die Angaben - voraussichthch Ende April - 
vorhegen, werde ich sie Ihnen mitteilen. 


27. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil des Bundesministeriums 
der Verteidigung am Gesamthaushalt des Bun- 
des in den Jahren 1989 bis 1996? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 8. März 1996 

Der Anteil der Ist-Ausgaben des Einzelplans 14 (Bundesministerium der 
Verteidigung) an den Ist-Gesamtausgaben (für 1996 Soll) betrug in den 
Jahren 1989 bis 1996: 


1989 

18,1 V. H. 

1990 

14,0 V. H. 

1991 

13,4 V. H. 

1992 

12,4 V. H. 

1993 

10,9 V. H. 

1994 

10,0 V. H. 

1995 

10,3 V. H. 

1996 (Soll) 

10,7 V. H. 


28. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Hornhues 

(CDU/CSU) 


Wie verfährt die Bundesregierung grundsätzlich 
mit nicht mehr von Bundeswehr oder Allüerten 
Streitkräften genutzten Standortschießanlagen, 
die in Landschaftsschutzgebieten liegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1996 

Die dem Bundesministerium der Finanzen nachgeordnete Bundesver- 
mögensverwaltung hat die Aufgabe, bisher müitärisch genutzte Liegen- 
schaften des Bundes einer zivilen Anschlußnutzung zuzuführen. Sie hat 
sich dabei nach den raumordnerischen und planungsrechthchen Vor- 
gaben der Länder und Gemeinden zu richten. Ist aufgrund solcher Vor- 
gaben, z. B. wegen der Zugehörigkeit einer Liegenschaft zum Land- 
schaftsschutzgebiet, eine zivile Nutzung nicht möglich, trifft der Bund alle 
Maßnahmen, die erforderhch sind, um die Verkehrssicherheit zu gewähr- 
leisten und um die gesetzhchen Anforderungen an einen ordnungsge- 
mäßen Zustand der Liegenschaft zu erfüllen. Zum Abbruch der Anlagen 
und zur Herstellung des Zustandes, wie er vor dem Beginn der Verteidi- 
gungsnutzung bestand, ist er nicht verpflichtet. Eine Renaturierung kann 
daher wegen des baurechüichen Bestandsschutzes der Anlagen aus 
Kostengründen nicht in Betracht kommen. 
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29. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Hornhues 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
eine Renaturierung der Schießanlage in 
Belm/Vehrte bei Osnabrück durch die Bundes- 
wehr durchführen zu lassen oder eine solche 
Maßnahme finanziell zu fördern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1996 

Die Schießanlage Belm/^ehrte liegt außerhalb der geschlossenen Orts- 
lage im Außenbereich (§ 35 BauGB) in einem Landschaftsschutzgebiet. 
Sie wurde von der Bundeswehr zum 1. Januar 1995 auf gegeben. Die Bun- 
desvermögensverwaltung strebt eine Verwertung der Liegenschaft im 
Einvernehmen mit der Gemeinde an. Etwaigen Forderungen der 
Gemeinde nach einer Renaturierung der Schießanlage kann der Bund 
jedoch aus den zu Frage 28 dargelegten Gründen nicht entsprechen. 


30. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung in der Frage der Zusam- 
menlegung der Hauptzollämter in Mannheim 
und Heidelberg bereits eine endgültige Entschei- 
dung getroffen, und falls ja, wie sieht die endgül- 
tige Organisation des Hauptzollamtes in Mann- 
heim aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 12. März 1996 

Die Bundesregierung hat endgültig entschieden, die Hauptzollämter 
Mannheim und Heidelberg in Mannheim zusammenzulegen. 

Die Fusion beider Hauptzollämter ist jedoch erst nach Abschluß der not- 
wendigen baulichen Maßnahmen - insbesondere nach Durchführung 
umfangreicher Verkabelungsarbeiten zur Ausstattung des zukünftigen 
Hauptzollamtes mit moderner Informationstechnologie - beabsichtigt. 
Dies wird voraussichtlich nicht vor Mitte 1997 möglich sein. 

Über die endgültige Organisation des Hauptzollamtes in Mannheim ist 
noch nicht abschließend entschieden worden. Es ist beabsichtigt, am 
Standort Mannheim die Aufgaben 

- Organisation, Personal, Haushalt, Ausbildung, 

- Zölle, Verbrauchsteuern, 

- Prüfungsdienste, 

- Straf- und Bußgeldbearbeitung, Sicherheiten sowie 

- Vollstreckung 

wahrzunehmen. Dem Standort Heidelberg sollen die Arbeitsgebiete 

- Abfertigung und 

- Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 
zugeordnet werden. 

Für das vereinigte Hauptzollamt Heidelberg/Mannheim sind vorerst ins- 
gesamt sechs Sachgebiete vorgesehen, wobei fünf Sachgebiete am Stand- 
ort Mannheim und ein Sachgebiet am Standort Heidelberg eingerichtet 
werden sollen. Im übrigen bleibt die weitere Aufgabenentwicklung abzu- 
warten. 
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31. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung darlegen, durch wel- 
che Maßnahmen der Bund die „Nachrangfunk- 
tion" der Sozialhilfe massiv gestärkt hat, wie der 
Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor Wai- 
gel, bei einer Tagung der CSU-Landesgruppe 
erklärte (s. „Handelsblatt" vom 27. Februar 
1996)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1996 

Die Stärkung der Nachrangfunktion der Sozialhilfe ergibt sich u. a. aus 
dem 3 Mrd. DM umfassenden Programm zur Wiedereingliederung Lang- 
zeitarbeitsloser auf dem Arbeitsmarkt, aus der Pflegeversicherung sowie 
aus der Steuerfreistellung des Existenzminimums und den Neuregelun- 
gen beim Familienleistungsausgleich. 


32. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Auf welche konkreten Sätze (bitte jeweils genau 
angeben) beziehen sich die in § 4d Abs. 1 EStG 
enthaltenen Verweisungen auf einzelne Sätze 
jeweils, und trifft es zu, daß es innerhalb dieses 
einen Absatzes sechs verschiedene Sätze gibt, die 
alle als „Satz 2" bezeichnet werden bzw. zu 
bezeichnen wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 8. März 1996 

§ 4d Abs. 1 EStG besteht aus mehreren Teilbereichen. 

- Teilbereich A umfaßt den gesamten Absatz 1 . Er hat drei Sätze. 

- Teilbereich B umfaßt die Nummer 1 im ersten Satz des Teilbereichs A. 
Die Nummer unterghedert sich in sieben Sätze. 

- Teilbereich C umfaßt die Nummer 2 im ersten Satz des Teilbereichs A. 
Die Nummer unterglieder sich in sechs Sätze. 

- Teilbereich D umfaßt den Buchstaben a im ersten Satz des Teilbereichs 
B. Er hat zwei Sätze. 

- Teilbereich E umfaßt den Buchstaben b im ersten Satz des Teilbereichs 
B. Er hat fünf Sätze. 

- Teilbereich F umfaßt den Buchstaben c im ersten Satz des Teilbereichs 
B. Er hat fünf Sätze. 

- Teilbereich G umfaßt den Buchstaben d im ersten Satz des Teübereichs 
B. Er hat einen Satz. 

Soweit in Absatz 1 des § 4 d EStG auf einen anderen Satz dieser Vorschrift 
verwiesen wird, ist - entsprechend der bei Gesetzen gebräuchhchen Ver- 
weisungstechnik — zu unterscheiden, ob es sich um eine „einfache" oder 
„mehrfache" Verweisung handelt. Handelt es sich um eine „einfache" 
Verweisung (z. B. „nach Satz 1"), so ist der erste Satz des Teilbereichs 
gemeint, in dem die Verweisung erfolgt. Handelt es sich um eine „mehr- 
fache" Verweisung (z. B. „Buchstabe a Satz 2"), so wird insoweit - im Bei- 
spiel - auf den Teübereich, der den Buchstaben a umfaßt, und auf dessen 
Satz 2 verwiesen. Eine „mehrfache" Verweisung ist daher nur notwendig, 
wenn auf eine Vorschrift in einem anderen Teilbereich verwiesen werden 
soll. 
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Dies bedeutet folgendes: 

a) Verweisung auf Satz 1 in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b Satz 3 

Es wird auf den ersten Satz des Buchstaben b (Teilbereich E) verwiesen. 

b) Verweisung auf Buchstabe a Satz 2 in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b Satz 3 

Es wird auf den zweiten Satz des Buchstaben a (Teilbereich D) verwie- 
sen. 

c) Verweisung auf Satz 2 in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b Satz 3 

Es wird auf den zweiten Satz des Buchstaben b (Teilbereich E) verwie- 
sen. 

d) Verweisung auf Buchstabe b Satz 2 und 5 in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c 
Satz 2 

Es wird auf die Sätze 2 und 5 des Buchstaben b (Teilbereich E) verwie- 
sen. 

e) Verweisung auf die Sätze 1 bis 4 in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c Satz 5 
Es wird auf die Sätze 1 bis 4 des Buchstaben c (Teilbereich F) verwiesen. 

f) Verweisung auf Buchstabe b Satz 2 und 5 in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe d 

Es wird auf die Sätze 2 und 5 des Buchstaben b (Teilbereich E) verwie- 
sen. 

g) Verweisung auf Satz 1 Buchstabe a in Absatz 1 Nr. 1 Satz 4 

Es wird auf den ersten Satz des Buchstaben a (Teilbereich D) verwiesen. 

h) Verweisung auf Satz 1 Buchstabe b in Absatz 1 Nr. 1 Satz 4 

Es wird auf den ersten Satz des Buchstaben b (Teilbereich E) verwiesen. 

i) Verweisung auf Satz 1 Buchstabe c in Absatz 1 Nr. 1 Satz 5 

Es wird auf den ersten Satz des Buchstaben c (Teilbereich F) verwiesen. 

j) Verweisung auf Satz 4 in Absatz 1 Nr. 1 Satz 5 

Es wird auf den vierten Satz der Nummer 1 (Teilbereich B) verwiesen. 

k) Verweisung auf Nummer 1 Satz 3 in Absatz 1 Nr. 2 Satz 5 

Es wird auf den dritten Satz der Nummer 1 (Teilbereich B) verwiesen. 

l) Verweisung auf Satz 1 Nr. 1 und 2 in Absatz 1 Satz 2 

Es wird auf die Nummern 1 und 2 des Satzes 1 (Teilbereiche B und C) 
verwiesen. 

Da die Teilbereiche A bis F mehr als einen Satz haben, trifft es zu, daß es 
innerhalb des Absatzes 1 sechs verschiedene zitierfähige Sätze 2 gibt. 


33. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Was ist der Grund dafür, daß die Bundesregie- 
rung trotz der Ermächtigung in § 51 Abs. 4 Nr. 2 
EStG es bisher unterlassen hat, das Einkommen- 
steuergesetz in einer satzweise numerierten Fas- 
sung bekanntzugeben, und geht die Bundes- 
regierung davon aus, daß das geltende Einkom- 
mensteuergesetz mit seinen vielen Verweisun- 
gen auf Satznummern noch für die Bürger ver- 
ständlich ist, da sämtliche Satznummem fehlen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 8. März 1996 


Die Neubekanntmachung des EStG 1996 wird derzeit vorbereitet. Die 
Druckvorlage wird der Redaktion des Bundesgesetzblattes in Kürze zuge- 
hen. Innerhalb der Bundesregierung bestanden unterschiedliche Rechts- 
auffassungen über die Frage, wie weit die Bekanntmachungserlaubnis 
des § 51 Abs. 4 Nr. 2 EStG reicht und in welchem Umfang sie ausgeschöpft 
werden soll. 


34. Abgeordneter 

Winfried 

Mante 

(SPD) 


Auf welchen konkreten Berechnungen/Grund- 
lagen basieren die Aussagen des Bundesmini- 
sters der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, (Agen- 
turmeldung Reuter vom 21. Februar 1996), durch 
Zusammenschluß einzelner Bundesländer Ein- 
sparungen der öffentlichen Haushalte erreichen 
zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 8. März 1996 


Durch eine Verringerung der Zahl der Länder würde die Zahl der Regie- 
rungen und Parlamente vermindert werden. Kosten politischer Führung 
könnten somit eingespart werden. 

Die Personalstandstatistik belegt zudem, daß bevölkerungsstarke Länder 
einen niedrigeren Personalbestand bezogen auf die Einwohnerzahl, als 
Länder mit einer geringeren Bevölkerung benötigen. Insofern könnten 
Einsparungen durch Straffungen in der Verwaltung erwartet werden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 25. Mai 1992 
anerkannt, daß Länder mit einer geringeren Bevölkerungszahl tendenziell 
höhere Kosten für politische Führung haben. Es hat die Berücksichtigung 
der überdurchschnittlichen Kosten für Länder mit geringer Einwohner- 
zahl im Rahmen der Bundesergänzungszuweisungen für zulässig erklärt. 


35. Abgeordneter 

Gerhard 

Schulz 

(Leipzig) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die jähr- 
lichen Steuerausfälle der Bundesländer bei 
Abschaffung der betrieblichen Vermögensteuer 
und der gesamten Vermögensteuer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1996 


Ein Wegfall der Vermögensteuer führt nach den Vorausschätzungen auf 
der Grundlage bisherigen Rechts zu jährlichen Steuermindereinnahmen 
(Entstehungsjahr 1997) von 8,5 Mrd. DM. Bei Abschaffung der auf 
Betriebsvermögen - einschließl. im Privatvermögen gehaltene Anteils- 
rechte - entfallenden Vermögensteuer ergeben sich rein rechnerisch jähr- 
liche Steuerausfälle in einer Größenordnung von 5 Mrd. DM. 
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In der bisherigen Form ist die Vermögensteuer verfassungswidrig und ab 
1. Januar 1997 zu ändern. Die tatsächhchen Steuermindereinnahmen 
infolge einer Abschaffung der Vermögensteuer wären demgemäß an 
einer Vermögensteuer zu messen, die die Vorgaben des Verfassungs- 
gerichts erfüllt. 


36. Abgeordneter 

Gerhard 

Schulz 

(Leipzig) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Anzahl 
der Finanzbeamten, die bei einer Abschaffung 
der betrieblichen Vermögensteuer und der 
gesamten Vermögensteuer für andere Aufgaben 
in der Finanzverwaltung zur Verfügung stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1996 

Die Frage betrifft Personalangelegenheiten der Steuerverwaltung, für die 
nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes die Länder verantwort- 
lich sind. Aus vorhegenden Personalstatistiken der Länder läßt sich nicht 
ableiten, wieviel Personal in den Finanzämtern für die Verwaltung der 
Vermögensteuer eingesetzt wird. Die Bundesregierung ist deshalb weit- 
gehend auf Hochrechnungen und globale Schätzungen angewiesen. 

Danach könnte eine vollständige Abschaffung der Vermögensteuer dem 
Personalbedarf der alten Länder in den Bereichen Veranlagung und 
Betriebsprüfung rechnerisch etwa in der Größenordnung von 1500 Ar- 
beitskräften verringern. Außerdem entfiele der - nicht näher beziffer- 
bare - Aufwand für eine Neubewertung des Grundbesitzes für Zwecke 
der Vermögensteuer. Die neuen Länder könnten dauerhaft darauf ver- 
zichten, für eine Erhebung der Vermögensteuer personelle Vorsorge zu 
treffen. 

Über die Verwendung etwaiger Entlastungspotentiale entscheiden die 
Länder. Ob und inwieweit tatsächlich personelle Ressourcen für andere 
Aufgaben der Finanzverwaltung nutzbar würden, kann die Bundesregie- 
rung daher nicht beurteilen. 

Personal wirtschaftliche Auswirkungen einer Abschaffung der betrieb- 
lichen Vermögensteuer lassen sich auf Basis der Daten, die der Bundes- 
regierung vorliegen, auch nicht schätzungsweise berechnen. 


37. Abgeordneter 

Gerhard 

Schulz 

(Leipzig) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die zusätz- 
lichen Steuereinnahmen aus anderen Steuer- 
arten, wenn bei Abschaffung der betrieblichen 
Vermögensteuer und der gesamten Vermögen- 
steuer Finanzbeamte aus dem Bereich der Ver- 
mögensteuerveranlagung und Einheitswert- 
ermittlung in andere Bereiche der Finanzverwal- 
tung versetzt würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 12. März 1996 

Siehe Antwort zu Frage 36. Die Bundesregierung hat außerdem mehrfach 
darauf hingewiesen, daß ein einfacher rechnerischer Zusammenhang 
zwischen Personalausstattung der Finanzämter und Höhe der Steuerein- 
nahmen nicht besteht. 
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38. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Welche Kontrollen sind seitens der Bundesan- 
stalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
(BvS) hinsichtlich der Einhaltung der Investi- 
tions- und Arbeitsplatzzusagen nach der Privati- 
sierung der Germania GmbH in Chemnitz durch- 
geführt worden, und welche Konsequenzen wur- 
den daraus gezogen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13. März 1996 


Die Geschäftsstelle der THA/BvS Chemnitz hat ab Oktober 1992 die bis 
Oktober 1994 pönalisierten Arbeitsplatzzusagen nach den Festlegungen 
des Privatisierungsvertrages quartalsweise anhand von Statusberich- 
ten mit Bestätigungsvermerken von Wirtschaftsprüfern/Steuerberatern 
geprüft. Nach Angaben der BvS hat der Investor die vertraglichen Arbeits- 
platzzusagen erfüllt. 

Der Investor hat sich vertraglich zu Investitionen bis zum 31. Dezember 
1997 und zum Nachweis binnen drei Monaten nach dem Investitionsstich- 
tag verpflichtet. Die TH A- Geschäftsstelle Chemnitz hat bereits in den Jah- 
ren 1992 bis 1994 von Wirtschaftsprüfern testierte anteilige Nachweise 
angefordert und in ständigem Kontakt mit der Geschäftsführung, den 
Gesellschaftern und dem Aufsichtsrat auf die Einhaltung der Investitions- 
zusagen gedrängt. Sie hat zur Unterstützung des Unternehmens Liqidi- 
tätshilfen gegeben und Forderungen gestundet. Der Leitungsausschuß 
der THA/BvS war mehrfach mit dem Unternehmen befaßt und hat Vor- 
schläge für ein tragfähiges Unternehmenskonzept unterbreitet. 

Die Nichteinhaltung der Investitionszusagen ist ursächlich nicht auf 
fehlende Kontrollen der THA/BvS zurückzuführen. Nach Ansicht der 
Bundesregierung hat die THA/BvS die Einhaltung der Arbeitsplatz- und 
Investitionszusagen pflichtgemäß kontrolliert und die ihr zu Gebote ste- 
henden Hüfen gewährt. 


39. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim 

(SPD) 


Welche Schritte plant die BvS nach dem Kon- 
kursantrag der Germania GmbH zur Erhaltung 
des Produktionsstandortes Germania Chemnitz? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13. März 1996 


Die BvS hat ihre Bereitschaft erklärt, sich unter Führung des Freistaates 
Sachsen zusammen mit allen Betroffenen an gemeinsamen Aktionen für 
den Fortbestand des Unternehmens und damit für den Erhalt von 
Arbeitsplätzen zu beteiligen. Voraussetzung ist jedoch ein tragfähiges 
Unternehmenskonzept, das dem Unternehmen eine dauerhafte Chance 
im Wettbewerb eröffnet. Dieses hegt noch nicht vor. 

Nach Angaben des Sequesters ist die Fortführung des Unternehmens 
zumindest bis zum 30. April 1996 gesichert. 
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40. Abgeordnete 

Inge 

Wettig-Danielmeier 

(SPD) 


Welches sind die negativen Auswirkungen der 
reduzierten Verpflegungspauschalen im Rahmen 
des Jahressteuergesetzes 1996 auf die steuerliche 
Behandlung von Schieds- und Kampfrichter- 
spesen, die für diese ehrenamtliche Tätigkeit in 
fast allen Sportarten von den Vereinen gewährt 
werden? 


41. Abgeordnete 

Inge 

Wettig-Danielmeier 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Schieds- 
richter bzw. die Veranstalter von sportlichen 
Wettkämpfen (je nachdem, wer die Steuer 
abführt) zu umfänglichem bürokratischen Auf- 
wand verpfhchtet werden, der diesen ehrenamt- 
lichen Mitarbeitern ihr Hobby sehr schwer macht, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, die zu erwartende „Schiedsrichter- 
flucht" zu vermeiden und ehrenamthch Tätige 
von der Steuer freizustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 8. März 1996 


Einnahmen für eine ehrenamtliche Tätigkeit können Einkünfte aus 
Leistungen i. S. des § 22 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) sein, 
wenn die Zahlung durch die ehrenamtliche Tätigkeit ausgelöst ist und die 
Tätigkeit nach dem Gesamtbild der Verhältnisse den Tatbestand eines auf 
Leistungsaustausch gerichteten Verhaltens erfüllt. Ein gegenseitiger Ver- 
trag ist nicht erforderüch (BFH-Urteil vom 26. Mai 1993, BStBl 1994 II 
S. 96). 

Zu den Einnahmen des ehrenamtlich Tätigen gehört auch die Erstattung 
von Mehraufwendungen für Verpflegung durch den Verein aus Anlaß der 
ehrenamtlichen Tätigkeit. Soweit diesen Einnahmen Aufwendungen 
gegenüberstehen, die zu Werbungskosten führen, kommt eine Besteue- 
rung nicht in Betracht. Mehraufwendungen für Verpflegung dürfen ab 
Veranlagungszeitraum 1996 nur noch mit den Pauschbeträgen nach § 4 
Abs. 5 Nr. 5 und § 9 Abs. 5 EStG als Betriebsausgaben oder Werbungs- 
kosten abgezogen werden. Übersteigt die Erstattung von Verpflegungs- 
mehraufwendungen diese Pauschbeträge, kann es daher - unter der dar- 
gestellten Voraussetzung - zu steuerpflichtigen Einkünften aus sonstigen 
Leistungen nach § 22 Nr. 3 EStG kommen, allerdings nur, falls die Ein- 
künfte des Steuerpflichtigen nach § 22 Nr. 3 EStG insgesamt mindestens 
500 DM im Kalenderjahr betragen haben. 

Nach der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen zu einzelnen 
Sportarten übersteigen die ehrenamtlich tätigen Schieds- oder Kampfrich- 
tern gezahlten Erstattungen in der Mehrzahl der Fälle 500 DM jährlich. 

Ein bürokratischer Mehraufwand für diesen Personenkreis tritt durch die 
ab 1996 geltende Neuregelung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Ver- 
pflegungsmehraufwendungen nicht ein, da auch nach der bisherigen 
Rechtslage die entsprechenden Einkünfte ermittelt werden mußten. 

Anzeichen für eine zu erwartende „Schiedsrichterflucht" sieht die Bun- 
desregierung nicht. 
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Übersteigen die einem Schiedsrichter gewährten Vergütungen den Rah- 
men einer ehrenamtlichen Tätigkeit, können Einkünfte aus Gewerbebe- 
trieb oder - wenn ein Anstellungsverhältnis zu einem Verein oder einer 
anderen Organisation besteht - aus nichtselb ständiger Arbeit vorliegen, 
ln diesen Fällen sind die für alle Gewerbetreibenden bzw. Arbeitnehmer 
geltenden steuerrechtlichen Regelungen anzuwenden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


42. Abgeordneter 

Gerhard 

Neumann 

(Gotha) 

(SPD) 


Stehen dem Bundesland Thüringen die nicht 
gebundenen Mittel aus dem Bewilligungsrah- 
men der Gemeinschaftswerk-Aufschwung-Ost- 
Mi ttel 1995 in den Folgejahren zusätzlich zur Ver- 
fügung, und wenn nein, wohin fließen diese nicht 
genutzten Mittel? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 14. März 1996 


Im Rahmen der Gemeinschafts auf gäbe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (GA) standen Thüringen im Haushaltsjahr 1995 Ver- 
pflichtungsermächtigungen des Bundes für die Jahre 1996 bis 1998 in 
Höhe von insgesamt 649,5 Mio. DM zur Verfügung. Bis zu dieser Höhe 
konnte Thüringen im Haushaltsjahr 1995 Investitionsprojekte im Rahmen 
der GA bewilhgen, die in den Jahren 1996 bis 1998 zur Zahlung fällig 
werden. Nach Angaben des Wirtschaftsministeriums des Landes Thürin- 
gen wurde die Verpflichtungsermächtigung im Haushaltsjahr 1995 für die 
GA-Ost zu 52,1 V. H. belegt. Dies bedeutet, daß das Land die zur Ver- 
fügung stehende Verpflichtungsermächtigung gut zur Hälfte ausge- 
schöpft hat und in dieser Höhe Investitionsprojekte bewilligt hat, die in 
den Jahren 1996 bis 1998 zur Zahlung fällig werden. Der nicht in Anspruch 
genommene Teil der Verpflichtungsermächtigung aus dem Haushaltsjahr 
1995 steht dem Land in den folgenden Haushaltsjahren nicht mehr zur 
Verfügung. Dies bedeutet gleichzeitig, daß der Bund in dieser Höhe in den 
Jahren 1996 bis 1998 keine Barmittel bereitstellen muß. 


43. Abgeordneter 

Gerhard 

Neumann 

(Gotha) 

(SPD) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den niedri- 
gen Stand bei der Ausschöpfung der Barmittel im 
Rahmen der Gemeinschaftswerk-Aufschwung- 
Ost-Mittel durch Thüringen sowie die niedrige 
Inanspruchnahme des Bewilligungsrahmens 
1995 für die Gemeinschaftswerk-Aufschwung- 
Ost-Förderung, und sieht die Bundesregierung 
Mögüchkeiten, Einfluß in Richtung einer besse- 
ren Inanspruchnahme durch Thüringen geltend 
zu machen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 14, März 1996 


Thüringen standen im Haushaltsjahr 1995 Barmittel des Bundes in Höhe 
von 585,1 Mio. DM im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" zur Verfügung. Diese Barmittel sind 
zu 60,1 V. H. abgeflossen. Dies ist auf Verzögerungen bei der Durchfüh- 
rung der geförderten Investitionsprojekte durch die Investoren zurückzu- 
führen. 

Die Bewilligung von Fördermaßnahmen und damit auch die Inanspruch- 
nahme der jeweiligen Verpflichtungsermächtigung im Bundeshaushalt 
für die GA-Ost ist nach der grundgesetzlich festgelegten Aufgabenteilung 
in der GA ausschließlich Sache der Länder. Verbindliche Auskunft über 
die Ursachen der nicht vollständigen Inanspruchnahme der VerpfÜch- 
tungsermächtigung bei der GA-Ost im Haushaltsjahr 1995 kann allein das 
Land geben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


44. Abgeordneter Welche Konsequenzen ergeben sich aus dem 

Wolf-Michael Beschluß der Bundesregierung, „das Personal im 

Catenhusen Forschungsbereich des BML wird innerhalb von 

(SPD) zehn Jahren um ca. 30 v. H. reduziert, einzelne 

Einrichtungen werden aufgehoben" (Pressemit- 
teilung - BMF vom 7. Februar 1996) für die 
Zukunft der in Münster ansässigen Institute der 
Biologischen Bundesanstalt und der Bundesan- 
stalt für Getreide-, Kartoffel- und Fettforschung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 20. Februar 1996 


Der Kabinettbeschluß der Bundesregierung vom 7. Februar 1996 enthält 
keine Aussagen darüber, wo die Personalreduzierungen zu erfolgen 
haben oder welche Einrichtungen/Standorte zu schüeßen sind. Die Kon- 
kretisierung des Beschlusses obliegt im Rahmen seiner Ressortverantwor- 
tung dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
Hierzu ist im Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ein „Entwurf eines Rahmenkonzeptes für die Bundesforschungs- 
anstalten im Geschäftsbereich des BML" erarbeitet worden, der u. a. den 
Vorschlag enthält, die in Münster belegenen Institute zum Hauptsitz der 
jeweiligen Bundesforschungsanstalt in Braunschweig bzw. Detmold zu 
verlegen. Bundesminister Jochen Borchert hat zur Umsetzung dieses Ent- 
wurfes noch keine Entscheidung getroffen. 
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45. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den Raum, der Hüh- 
nern bei Massenhaltung in Käfigen zur Verfü- 
gung steht, unter tierschutzrechtlichen Gesichts- 
punkten für ausreichend, oder sieht sie hier 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf? 


46. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich die 
diesbezüglichen deutschen Regelungen im Ver- 
gleich zu anderen europäischen bzw. internatio- 
nalen Regelungen (z. B. in der Schweiz) darstel- 
len? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 20. Februar 1996 


Die Käfighaltung von Legehennen hat sich wegen ihrer wirtschaftlichen 
und hygienischen Vorteile weltweit durchgesetzt; aus verhaltenswissen- 
schaftlicher und tierschutzrechtlicher Sicht wird sie allerdings erheblich 
kritisiert. 

Ein einseitiges nationales Verbot der derzeit praktizierten Käfighaltung 
würde aufgrund des starken Wettbewerbs innerhalb der Europäischen 
Union die deutsche Geflügel Wirtschaft in ihrer Existenz gefährden und 
ließe zudem die Haltung von Legehennen in Mitgliedstaaten mit weniger 
restriktiven Vorschriften unbeeinflußt. 

Die Bundesregierung hatte sich aus diesem Grund bereits Ende der sieb- 
ziger Jahre für eine EG -weite Regelung zum Schutz der Legehennen ein- 
gesetzt. 

Die Richtlinie 86/113/EWG des Rates vom 25. März 1986 zur Festsetzung 
von Mindestanforderungen zum Schutz von Legehennen in Käfigbatterie- 
haltung, die wegen eines Formfehlers zunächst aufgehoben, dann aber in 
ihrem verfügenden Teil unverändert als Richtlinie 88/ 16 6/EWG des Rates 
vom 7. März 1988 (ABI. EG Nr. L 74 S. 83) erneut erlassen wurde, stellt 
einen zwar kleinen, aber nicht zu unterschätzenden ersten Schritt der 
Europäischen Gemeinschaft zur Verbesserung des Tierschutzes für Lege- 
hennen dar. Die Richtlinie legt u. a. eine Mindestbodenfläche von 450 cm^ 
je Legehenne fest. Nach einer Übergangszeit für bestehende Anlagen gilt 
dies nun seit 1. Januar 1995 für alle Käfige in der gesamten EU. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Verpflichtung zur Umsetzung 
der EG-Richtlinie mit Bestimmungen des Tierschutzgesetzes sowie mit 
der Verordnung zum Schutz von Legehennen bei Käfighaltung (Hennen- 
haltungsverordnung) vom 10. Dezember 1987 (BGBL I S. 2622) erfüllt. 

Die Hennenhaitun gs Verordnung geht aus Tierschutz gründen über die 
Mindestanforderungen der EG-Richtlinie hinaus. Sie enthält größere 
Käfigmindestflächen für Hennen mit einem Durchschnittsgewicht von 
mehr als 2 kg (550 cm^) und ist auch für bestehende Anlagen schon am 
1. Januar 1993 in Kraft getreten. 

Da sich die Geflügelwirtschaft insbesondere durch die Anforderung grö- 
ßerer Käfigmindestflächen für schwere Hennen gegenüber Konkurrenten 
in anderen EU-Mitgliedstaaten benachteihgt fühlt, wurden im Hinblick 
darauf Feststellungsklagen erhoben. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
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hierzu eine Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofes zu der 
Frage eingeholt, ob die Richtlinie 88/166/EWG den Mitgliedstaaten Frei- 
raum für strengere Anforderungen hinsichtlich der in der Richtlinie fest- 
gelegten Mindestkäfigflächen einräumt. Dies wurde vom Europäischen 
Gerichtshof inzwischen bejaht. 

Nach den Bestimmungen der EG-Richtlinie sollte die Europäische Kom- 
mission vor dem 1. Januar 1993 einen Bericht vorlegen, um dem Forschritt 
in der Entwicklung tierschutz gerechter Haltungsformen durch geeignete 
Vorschläge Rechnung zu tragen. Dieser Bericht liegt aber, obwohl er 
bereits mehrfach - auch von deutscher Seite - angemahnt wurde, bedauer- 
hcherweise noch immer nicht vor. 

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin für eine erneute Diskussion der 
Richthnie ein. Sie verfolgt hierbei das Ziel, das Verhalten der Tiere bei den 
Haltungsvorschriften stärker zu berücksichtigen. 

Ebenso wie Deutschland gingen auch Dänemark und das Vereinigte 
Königreich zum Teil über die Mindestanforderungen der EG-Richtlinie 
hinaus. 

Ein Verbot der Käfighaltung von Legehennen ist bisher lediglich in der 
Schweiz in Kraft getreten. Dort können die Legehennenhalter allerdings 
im Unterschied zur Situation in der Europäischen Union durch besondere 
nationale Einfuhrregelungen vor dem internationalen Wettbewerb 
geschützt werden. Die Erfahrungen, die in der Schweiz mit alternativen 
Haltungssystemen gewonnen werden, geben für die Weiterentwicklung 
der bisherigen Haltungsformen wichtige Hinweise. 


47. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Gibt es bei der Bundesregierung Pläne, der Bun- 
desratsinitiative von Nordrhein-Westfalen fol- 
gend, die Zulassung für die Futtermittelzusatz- 
stoffe Carbadox, Olaquindox und Dimetridazol 
als antibiotische Hilfsmittel in der tierischen 
Erzeugung von Rindern, Schweinen und Geflü- 
gel auch dann möglichst schnell zurückzuziehen, 
wenn sich eine entsprechende Mehrheit in der 
Europäischen Union hierfür nicht finden läßt, und 
welche wissenschafthchen Ergebnisse (bitte Auf- 
hstung entsprechender Versuche) über die Sub- 
stituierbarkeit antibiotischer Leistungsförderer 
durch nichtantibiotische Futterzusatzstoffe zur 
Erhaltung der Tiergesundheit in Intensivtierhal- 
tungen liegen der Bundesregierung vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 7. März 1996 

Die vom Bundesrat auf Initiative Nordrhein-Westfalens vorgeschlagene 
Streichung der Zulassung der Futtermittelzusatzstoffe Olaquindox, 
Carbadox und Dimetridazol steht im Gegensatz zur EG -einheitlichen, alle 
Mitgliedstaaten verpflichtenden Zulassung dieser Stoffe nach Richthnie 
70/524/EWG über Zusatzstoffe in der Tierernährung und widerspricht 
damit bindendem EG-Recht. 

Das für die Beurteilung der gesundheitlichen Aspekte von Futtermittelzu- 
satzstoffen zuständige Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher- 
schutz und Veterinärmedizin (BgW, vor 1994 das Bundesgesundheits- 
amt) hat in der Vergangenheit wiederholt zu Olaquindox und Carbadox 


25 



Drucksache 13/4131 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Stellung genommen, zuletzt aus Anlaß der Erörterung im Gesundheits- 
ausschuß des Bundesrates über die Initiative Nordrhein-Westfalens. Im 
Hinblick auf die Verwendung von Carbadox und Olaquindox ist nach 
Aussage des BgW bei Einhaltung der futtermittelrechtlich festgelegten 
Anwendungsbedingungen unter Verbraucherschutzgesichtspunkten 
nach dem heutigen Kenntnisstand ein gesundheitliches Risiko nicht anzu- 
nehmen. Bezüghch Dimetridazol hat das BgW ausgeführt, daß eine Über- 
prüfung auf EU-Ebene durch den Wissenschaftlichen Futtermittelaus- 
schuß durchzuführen sei, aber keine akute Gefährdung des Verbrauchers 
bestünde. Nach Auffassung des BgW ist eine Aussetzung der nationalen 
Zulassung der drei in Rede stehenden Zusatzstoffe mit gesundheitlichen 
Argumenten nicht ausreichend zu begründen. 

Die Überprüfung der EG -einheitlichen Zulassung von Dimetridazol hat 
die EU-Kommission auf Drängen der deutschen Delegation bereits im 
Januar d. J. eingeleitet. Im Hinblick auf Olaquindox und Carbadox hat 
Bundesminister Jochen Borchert im Agrarministerrat am 26. Februar 1996 
Kommissar Dr. Fischler aufgefordert, die Zulassung der Zusatzstoffe 
Olaquindox und Carbadox erneut zu überprüfen; Kommissar Dr. Fischler 
hat dies zugesagt. 

Leistungsfördernde Effekte werden auch für andere Zusatzstoffe 
beschrieben, so z. B. für bestimmte Säuren, hohe Dosierungen von Kupfer 
bei Schweinen, für Enzyme und Mikroorganismen. Die Verwendung von 
Mikroorganismen als Futtermittelzusatzstoffe ist vor allem im Bereich der 
Jungtieraufzucht in den vergangenen Jahren umfänglich untersucht wor- 
den; hierüber liegt eine große Zahl wissenschaftlicher Veröffentlichungen 
vor; beispielhaft sei auf ein Übersichtsreferat in der Zeitschrift „Übersich- 
ten zur Tierernährung", Heft 24, 1996, S. 62 verwiesen. Ob und inwieweit 
Mikroorganismen einen vollständigen Ersatz für antibiotische Leistungs- 
förderer bieten können, kann nach Kenntnis der Bundesregierung noch 
nicht abschließend beurteilt werden. 


48. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf dänische 
Pläne, nach denen mit Genehmigung der EU- 
Kommission national einige für die Umwelt 
besonders bedenkliche Pflanzenschutzmittel mit 
Abgaben bis zu 37 v. H. des Endverkaufspreises 
besteuert werden sollen, wobei die erzielten Ein- 
nahmen überwiegend als Fördermittel für land- 
wirtschaftlichen Umweltschutz an die Landwirt- 
schaft zurückfließen sollen, und beabsichtigt die 
Bundesregierung vor dem Hintergrund der däni- 
schen Einschätzung, daß mit einer derartigen 
Abgabe der Pflanzenschutzmitteleinsatz um bis 
zu 50 V. H. gesenkt werden kann, eine solche 
Abgabe auch in der Bundesrepublik Deutschland 
einzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 8. März 1996 


Der Bundesregierung ist die Einführung von Abgaben auf Pflanzenschutz- 
mittel in Dänemark bekannt. 
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Nach Auffassung der Bundesregierung werden in Deutschland bei den 
strengen Vorschriften über die Zulassung und Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln die Belange des Schutzes von Mensch, Tier und Naturhaus- 
halt umfassend berücksichtigt. Ein zusätzliches Instrumentarium zur 
Reduzierung der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist deshalb nicht 
notwendig und im übrigen wettbewerbsverzerrend. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


49. Abgeordnete 

Lilo 

Blunck 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, in 
welchen Dienstleistungs- oder sonstigen Berei- 
chen Frauen und Männer hinsichtlich der Bezah- 
lung - bei gleicher Leistung - ungleich behandelt 
werden, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um den verfassungsmäßigen Gleichheits- 
grundsatz zu verwirklichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. März 1996 


Soweit Ihre Frage dahin zu verstehen ist, ob es auch im Dienstleistungs- 
sektor sog. Leichtlohngruppen gibt, über die die Bundesregierung für das 
verarbeitende Gewerbe kürzlich den „Bericht über die Art, den Umfang 
und den Erfolg der von ihr oder den Länderregierungen vorgenommenen 
Beanstandungen betreffend die Anwendung des Artikels 119 EWG-Ver- 
trag über gleiches Entgelt für Männer und Frauen" vorgelegt hat (Druck- 
sache 13/3120 vom 28. November 1995), ist zu bemerken, daß solche Lohn- 
gruppen in den meisten Tarifverträgen des Dienstleistungssektors nicht 
enthalten sind. Im allgemeinen stellen die Tarifverträge des Dienst- 
leistungssektors für die Eingruppierung in eine Lohn- oder Gehaltsgruppe 
nicht auf körperlich leichte oder schwere Arbeiten ab. 

Für den Fall, daß das Kriterium der Körperkraft auch im Dienstleistungs- 
sektor doch einmal eine Rolle spielen sollte, gilt das gleiche wie bei den im 
„Leichtlohngruppenbericht" der Bundesregierung beschriebenen indu- 
striellen Leichtlohngruppen: Das etwaige Vorhandensein von „Leicht- 
lohngruppen" sagt noch nichts darüber aus, ob in dem jeweiligen Tarifbe- 
reich tatsächlich eine Unterbewertung von Frauenarbeit vorliegt oder 
nicht. Es kann ja tatsächhch eine leichte körperliche Arbeit gegeben sein. 
Andererseits sind die Tarifverträge geschlechtsneutral formuliert: Gege- 
benenfalls sind nicht nur Frauen, sondern auch Männer in „Leichtlohn- 
gruppen" einzustufen. 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, auf die Gestaltung der Tarif- 
verträge einschl. der Lohngruppendefinitionen Einfluß zu nehmen. Die 
Tarifvertragsparteien haben im Rahmen der durch Artikel 9 Abs. 3 des 
Grundgesetzes garantierten Tarif au ton omie eigene Gestaltungsfreiheit, 
wobei sie aber das Verbot der Geschlechtsdiskriminierung zu beachten 
haben. Im Rahmen der seit 1969 erstatteten „Leichtlohngruppenberichte" 
ist die Bundesregierung zu diesem Thema im ständigen Gespräch mit den 
T arif Vertragsparteien. 
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Frauen und Männer, die der Meinung sind, nicht in die zutreffende Ent- 
geltgruppe ein gruppiert zu sein, können bei tarif gebundenen Arbeitsver- 
hältnissen unmittelbar aus dem Tarifvertrag Klage vor den Gerichten für 
Arbeits Sachen erheben. 

In jedem Fall gilt für alle Arbeitsverhältnisse § 612 Abs. 3 BGB, der im 
Jahre 1980 in das Bürgerliche Gesetzbuch eingefügt wurde. Dessen Satz 1 
lautet: „Bei einem Arbeitsverhältnis darf für gleiche oder gleichwertige 
Arbeit nicht wegen des Geschlechts des Arbeitnehmers eine geringere 
Vergütung vereinbart werden als bei einem Arbeitnehmer des anderen 
Geschlechts." Diese Vorschrift ist unmittelbar einklagbares Recht. Es ist 
dabei gleichgültig, ob eine Lohndiskriminierung in einem Tarifvertrag, in 
einer Betriebsvereinbarung oder in einem Einzelvertrag vorgenommen ist 
und ob sie unmittelbar oder mittelbar erfolgt. 

Unmittelbare Wirkung kommt nach der Rechtsprechung des Europäi- 
schen Gerichtshofs auch Artikel 199 des EG-Vertrages zu, der 
geschlechtsbedingte Diskriminierung bei der Arbeitsvergütung unter- 
sagt. Nicht zuletzt die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
bewirkt eine effiziente Kontrolle der Einhaltung der bestehenden Diskri- 
minierungsverbote . 

Schließlich ist auf § 75 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes hinzu- 
weisen. Danach haben Arbeitgeber und Betriebsrat darüber zu wachen, 
daß alle im Betrieb tätigen Personen nach den Grundsätzen von Recht und 
Bilügkeit behandelt werden, insbesondere, daß jede unter schiedüche 
Behandlung von Personen wegen ihrer Abstammung, ReUgion, Nationa- 
lität, Herkunft, politischen oder gewerkschaftüchen Betätigung oder Ein- 
stellung oder wegen ihres Geschlechts unterbleibt. 


50. Abgeordnete 

Christel 

Deichmann 

(SPD) 


Wie hoch wäre der Einheitsbeitrag zur landwirt- 
schaftlichen Alterssicherung ab dem 1. Januar 
1997, wenn unterstellt wird, daß ab 1997 der 
Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung (GRV) auf 20 v. H. angehoben werden 
müßte, und das voraussichtliche Durchschnitts- 
entgelt der Versicherten in der GRV um 3 v. H. 
ansteigt, und wie hoch wären dadurch voraus- 
sichtlich die Beitragsmehreinnahmen der land- 
wirtschaftlichen Alterskassen gegenüber 1996? 


51. Abgeordnete 

Christel 

Deichmann 

(SPD) 


Wird sich Bundesminister Jochen Borchert 
gegenüber seinen Kabinettskollegen Dr. Norbert 
Blüm und Dr. Theodor Waigel dafür einsetzen, 
den befürchteten erheblichen Anstieg des aus der 
GRV abgeleiteten Einheitsbeitrages in der Alters- 
sicherung der Landwirte durch die möglicher- 
weise notwendige Anhebung des Beitragssatzes 
in der GRV auf 20 v. H. dadurch zu verhindern, 
indem z. B. versicherungsfremde Leistungen 
der Rentenversicherung (Fremdrentenrecht etc.) 
durch den Bund übernommen werden, um damit 
gleichzeitig erhebliche zusätzliche Belastungen 
auch der landwirtschaftlichen Familien zu ver- 
meiden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. März 1996 


Ob und ggf. in welchem Umfang es aufgrund der derzeitigen Wirtschafts- 
entwicklung für das Jahr 1997 zu einem Beitragssatzanstieg in der 
gesetzlichen Rentenversicherung kommt, kann erst im Herbst dieses Jah- 
res beurteilt werden, wenn die Rechtsverordnung, mit der der Beitragssatz 
festgelegt wird, vorbereitet wird. Die Bundesregierung wird bis dahin die 
erforderlichen Schritte unternommen haben, um einen Beitragssatz- 
anstieg nach Möglichkeit zu vermeiden, zumindest jedenfalls in engen 
Grenzen zu halten. Ob und inwieweit sich dann eine Anpassung des Bei- 
trags zur landwirtschaftlichen Alterssicherung ergibt, bleibt abzuwarten. 


52. Abgeordneter 
Manfred 
Grund 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft über die 
Anzahl der von der Entscheidung des Bundes- 
arbeitsgerichts (Az: BAG 8 AZR 878/94) Betroffe- 
nen geben, wonach bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten in der damahgen DDR der 
Schadenersatzanspruch gegenüber dem Arbeit- 
geber künftig wegfällt, und vrie hoch waren diese 
Ansprüche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. März 1996 


Von der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts sind unmittelbar 
ca. 3800 Rentenbezieher betroffen, die bislang Leistungen von der Staat- 
lichen Versicherung der Deutschen Demokratischen Republik in Abwick- 
lung (Anstalt) erhalten haben und deren Arbeitgeber bei der ehemahgen 
Staatlichen Versicherung der DDR haftpflichtversichert waren. Diese Ren- 
ten wurden zusätzlich zu den Leistungen der Sozialversicherung gemäß 
den §§636 ff. RVO erbracht, die ab dem 1. Januar 1991 auch für die neuen 
Bundesländer gelten. Im Jahre 1996 hätten von der Anstalt rd. 20 Mio. DM 
aufgewendet werden müssen, was einer durchschnittlichen monatlichen 
Rente von rd. 450 DM entspricht. In geringem Umfang erbrachte die 
Anstalt auch Leistungen für notwendige Mehraufwendungen und Sach- 
schäden. Neben den derzeit unmittelbar betroffenen 3800 Rentenbezie- 
hern gibt es noch ungefähr 2000 ruhende Rentenfälle, bei denen deshalb 
kein Haftpflichtanspruch bestand, weil kein von der Anstalt auszuglei- 
chender Verdienstausfall vorlag. 

Über die Zahl derjenigen Fälle, in denen eine Betriebshaftpflichtversiche- 
rung für den Arbeitgeber bei der Staathchen Versicherung der DDR nicht 
bestand und die daher auch nicht von der Anstalt erfaßt sind, liegen der 
Bundesregierung keine sicheren Angaben vor. Bei der DARAG, Deutsche 
Versicherungs- und Rückversicherungs-AG, sollen 130 vergleichbare 
Fälle vorliegen. 

Tatsächlich dürften weitere Fälle, bei denen eine Haftpflichtversicherung 
des Arbeitgebers nicht vorlag, allerdings äußerst selten sein, da für nahezu 
alle Betriebe der ehemahgen DDR eine derartige Haftpflichtversicherung 
bestanden haben soll. 
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53. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung wegen des 
Vertrauensschutzes für die „Altfälle" eine klar- 
stellende Regelung in Form einer Übergangs- 
regelung bzw. durch die Übernahme der Ansprü- 
che gegenüber dem Arbeitgeber bzw. gegenüber 
der Staathchen Versicherung in Abwicklung 
durch die Träger der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. März 1996 

Die Bundesregierung prüft z. Z., welche Konsequenzen aus der o. g. Ent- 
scheidung des Bundesarbeitsgerichts zu ziehen sind. 


54. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Wirksamkeit des § 12 b AFG - ein- 
gefügt durch Gesetz vom 21. Dezember 1993 - 
vor, insbesondere dazu, in welchem Umfang bis- 
her die Kosterstattung zwischen den kommuna- 
len Trägern der Sozialhilfe und der Bundesanstalt 
für Arbeit einvernehmlich geregelt werden 
konnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 12. März 1996 

Der mit dem Ersten Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- 
und Wachstumsprogramms eingefügte § 12 b des Arbeitsförderungsgeset- 
zes (AFG) sieht vor, daß die Bundesanstalt für Arbeit mit den Trägern der 
Sozialhilfe zusammen wir kt, damit Empfänger von Hilfe zum Lebensunter- 
halt ihre Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhalts für sich und 
ihre unterhaltsberechtigten Angehörigen einsetzen können. Die Träger 
der Sozialhilfe können mit der Bundesanstalt vereinbaren, daß Empfänger 
von Hilfe zum Lebensunterhalt in die Maßnahmen zur Förderung der 
beruflichen Bildung oder zur Arbeitsbeschaffung einbezogen und da- 
durch entstehende Kosten ganz oder teilweise der Bundesanstalt erstattet 
werden. Ausweislich der Gesetzesbegründung zu § 12 b AFG soll die 
Rechtsvorschrift eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den Sozialäm- 
tern und den Dienststellen der Bundesanstalt ermöglichen, ohne daß der 
Bundesanstalt dadurch zusätzliche Kosten entstehen. 

Zur Umsetzung des § 12 b AFG wurde von der Bundesanstalt und den 
Kommunalen Spitzenverbänden im Jahr 1994 ein Leitfaden für die Zu- 
sammenarbeit zwischen Sozialhilfeträgem und Arbeitsämtern erstellt. 
Über die Frage der Kostenübemahme der Bundesanstalt bei der Teil- 
nahme von Sozialhilfeempfängern an Maßnahmen der Arbeitsbeschaf- 
fung konnte seinerzeit keine Übereinstimmung erzielt werden. Die Bun- 
desanstalt hat daraufhin beschlossen, die Weiterbehandlung dieses Leit- 
fadens - insbesondere auch wegen der anstehenden Reform des Bundes- 
sozialhilfe ge setz es - vorläufig einzustellen. 

Unabhängig hiervon findet jedoch eine Zusammenarbeit der Dienststel- 
len der Bundesanstalt mit den örtlichen Trägern der Sozialhilfe weiterhin 
statt. 
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55. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf, um 
das mit der o. g. Regelung angestrebte Ziel zu 
erreichen, und welche Maßnahmen will sie er- 
greifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 12. März 1996 


§ 12 b AFG verfolgt das Ziel, die Zusammenarbeit auf örtlicher Ebene zwi- 
schen den Arbeitsämtern und den Sozialämtern zu intensivieren und ggf. 
in Vereinbarungen festlegen zu lassen. In den Grenzen der für die einzel- 
nen Förderinstrumente geltenden gesetzlichen Voraussetzungen haben 
auch Sozialhilfebezieher die Möglichkeit, bei der Förderung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz berücksichtigt zu werden. § 12b AFG ist jedoch 
kein neues arbeitsmarktpolitischen Instrument im AFG. Die Vorschrift 
räumt den Sozialhilfeempfängern keine gesonderten, von den Vorausset- 
zungen für die Förderung der Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen 
Bildung und der Zuweisung in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen abwei- 
chende Förderungsmöglichkeit ein. Die Bundesregierung wendet sich 
daher gegen jede Art von Festlegungen, die dazu führen würden, daß die 
Beitragszahler zur Bundesanstalt für Arbeit wesentliche Lasten zur Ein- 
gliederung von Nichtbeitragszahlern übernehmen würden. 

Sie hält jedoch verstärkte Bemühungen für Sozialhüfebezieher zur besse- 
ren Eingliederung in das Erwerbsleben, wie sie in dem Gesetz zur Reform 
des Sozialhüferechts vorgesehen sind, für angezeigt. 


56. Abgeordneter Um welchen Betrag wären 1995 die Beitragszah- 

Ottmar lungen für Empfänger von Lohnersatzleistungen 

Schreiner an die Krankenkassen höher ausgefallen, wenn 

(SPD) die Beträge weiterhin auf der Basis von 100 v. H. 

des früheren Arbeitsentgeltes berechnet worden 
wären, möghchst auf geteilt auf Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit und Leistungen des 
Bundes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 11. März 1996 


Wenn die Bundesanstalt für Arbeit für die Empfänger von Lohnersatz- 
leistungen im Jahre 1995 die Krankenversicherungsbeiträge von 100 v. H. 
des früheren Arbeitsentgelts gezahlt hätte, so wären die Beitragszahlun- 
gen für diesen Personenkreis um rd. 2,4 Mrd. DM höher ausgefallen. Der 
Bund hätte für die Empfänger von Arbeitslosenhilfe nach alter Rechtslage 
rd. 957 Mio. DM mehr zahlen müssen. 

Zusätzlich zu diesen insgesamt 3,4 Mrd. DM geringeren Einnahmen der 
Krankenversicherung muß die gesunkene Zahl der Leistungsempfänger 
gesehen werden. Daraus ergaben sich 1995 gegenüber 1994 geringere 
Beitragseinnahmen in Höhe von rd. 0,5 Mrd. DM. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


57. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Ankün- 
digung der französischen Regierung, die Land- 
streitkräfte drastisch zu verringern, im Hinblick 
auf den Fortbestand des EUROKORPS bzw. der 
deutsch-französischen Brigade und die Auswir- 
kungen auf die in Baden-Baden und Rastatt 
stationierten französischen Streitkräfte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. März 1996 

In der am 22. Februar 1996 öffentlich dargelegten Neuorientierung der 
französischen Verteidigungspolitik, die eine nationale Entscheidung ist, 
hat Staatspräsident Chirac auch zu den in Deutschland stationierten fran- 
zösischen Truppen Stellung genommen. 

Demnach wird Frankreich seinen Platz im Europäischen Korps behalten 
und die dem Korps bereits im Frieden unterstellten, in Deutschland statio- 
nierten Truppenteile nicht abziehen. Hierzu gehören auch die franzö- 
sischen Truppenteile der deutsch-französischen Brigade. Die nicht unmit- 
telbar dem EUROKORPS zuzurechnenden Verbände und Einheiten sollen 
dagegen im Laufe des Reduzierungsprozesses nach Frankreich zurück- 
verlegt bzw. aufgelöst werden. 

Da die bekanntgegebenen Entscheidungen aber erst die Zielvorgaben für 
einen Umstrukturiemngsprozeß darstellen, der sich über sechs Jahre 
erstrecken soll, sind mögliche Einzelmaßnahmen noch nicht festgelegt. 
Erst die für Mitte dieses Jahres angekündigte Veröffentlichung des Pro- 
grammgesetzes wird Aufschluß über die z. Z. diskutierte Feinausplanung 
der Umstrukturierung und die künftige Stationierung geben. 

Entsprechend der von Staatspräsident Chirac bekundeten Absicht, den 
engen deutsch-französischen Dialog über diese Themen fortzuführen, 
wird die Bundesregierung gemeinsam mit unseren französischen Partnern 
die Bereiche, in denen unsere jeweiligen Interessen unmittelbar berührt 
sind, sehr sorgfältig analysieren. 


58. Abgeordneter 

Alfred 

Hartenbach 

(SPD) 


Welche Auswirkungen hat die Neustrukturie- 
rung der Logistik und des Sanitätsdienstes auf die 
in Woifhagen stationierten Bundeswehreinhei- 
ten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 13. Februar 1996 

Die Untersuchungen zu Strukturen und zur Stationierung der Logistik- 
und der Sanitätstruppen führten zur Entscheidung, die 8. Kompanie Nach- 
schubbataillon 51 nicht mehr in Wolfhagen zu stationieren, weil aufgrund 
der Verringerung der Truppenpräsenz in Nordhessen der Verbleib in 
Wolfhagen nicht aufgabengerecht gewesen wäre. Die Aufgabe wird 
zukünftig durch die in Neustadt/Hessen stationierte 9. Kompanie Nach- 
schubbataillon 51 wahrgenommen, was auch eine bessere Anbindung an 
den Stab Nachschubbataillon 51 zur Folge hat. 
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Durch die Umgliederung von Truppenteilen, die in Wolfhagen stationiert 
bleiben, wird dort die Reduzierung zahlenmäßig ausgeglichen. 


59. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Meldungen (z. B. 
„Weser-Kurier", 26. Februar 1996) bekannt, 
wonach Frankreich beabsichtigt, sich nicht mehr 
an der gemeinsamen Entwicklung des Transport- 
flugzeuges Future Large Aircraft (FLA) durch 
mehrere europäische Staaten zu beteihgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 8. März 1996 


Am 23. Februar 1996 hat die französische Regierung in den Medien Pläne 
zur Neuorganisation ihrer Streitkräfte und zur Reduzierung ihres Verteidi- 
gungsetats veröffentlicht. In diesem Rahmen wurde erstmals auch 
bekannt, daß die Teilnahme Frankreichs an der Entwicklung des FTA, frü- 
herer Arbeitsbegriff FLA, nicht mehr gesichert ist. 

Das Programmvorbereitungsgremium, dem Vertreter der acht interessier- 
ten europäischen Nationen angehören, wurde am 27. Februar 1996 in 
Toulouse durch den französischen Repräsentanten unterrichtet, daß Mittel 
für die Entwicklung des FTA in der französischen Programmplanung nicht 
enthalten seien. Weiterhin wurde von französischer Seite mitgeteilt, daß 
der Bedarf an dem Flugzeug aber weiterhin bestehe und vorzugsweise 
durch eine europäische Lösung gedeckt werden solle. Diese müsse nach 
den französischen Vorstellungen jedoch kostengünstiger sein als bishe- 
rige Ansätze. Der französischen Industrie wurde die Möglichkeit zur 
Beteiligung an dem multinationalen Programm FTA offengehalten. 

Der Unterrichtung lag ein Kommunique des französischen Verteidigungs- 
ministeriums vom 26. Februar 1996 zugrunde. 


60. Abgeordneter Wenn ja, was bedeutet diese Entscheidung für die 

Volker Aussichten, das Programm zu realisieren? 

Kröning 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 8. März 1996 


Die Konsequenzen für das Programm sind noch nicht absehbar. Hierzu 
finden derzeit Gespräche zwischen den am Programm FTA beteiligten 
Nationen einschl. Frankreich statt. 


61. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Welche Ergebnisse haben die Verhandlungen 
über das Worksharing bisher erreicht, insbeson- 
dere für die Fertigung des Flügels in CFK-Bau- 
weise? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 8. März 1996 


Die drei Hauptgesellschafter der Airbus Industrie (Aerospatiale, British 
Aerospace und DASA) haben sich auf einen CFK-Flügel geeinigt. Die 
„Design Responsibility" für den Flügel soll bei British Aerospace liegen, 
die jedoch anspruchsvolle Entwicklungsarbeiten an DASA abgeben will. 
In der Produktion sollen bei DASA die CFK-Beplankungen für die obere 
und untere Seite des Flügels gefertigt werden. Die Arbeitsanteile sind im 
übrigen zwischen den Nationen noch zu verhandeln. 


62. Abgeordneter Wie ist die Programmabwicklung konzipiert, 

Volker besonders in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht? 

Kröning 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 8. März 1996 


Die Durchführung des Programms soll unter Nutzung der Fähigkeiten, der 
Managementverfahren und der industriellen Einrichtungen der Airbus 
Industrie erfolgen. Es ist beabsichtigt, daß- die Anteilseigner (Aerospatiale, 
British Aerospace, CASA, DASA) mit ALENIA hierzu die „Airbus Military 
Company" gründen. Das Vorhaben soll in eine Vorentwicklungs- und 
eine zusammengefaßte Entwicklungs- und Produktionsphase unterteilt 
werden. In der Vorentwicklungsphase sollen auf Basis des European Staff 
Requirement das FTA spezifiziert, ein verbindlicher Preis ermittelt und ein 
Auslieferungsplan festgelegt werden. 

Ab Beginn der Entwicklungs- und Produktionsphase - mit festen Bestell- 
verpflichtungen der Nationen - soll die Durchführung des Vorhabens in 
Verantwortung der Industrie erfolgen (Commercial Approach). 

Für die Realisierung des Vorhabens ist bisher folgender Zeitplan vorge- 


sehen: 

Beginn der Vorentwicklungsphase: 1996 

Beginn der Entwicklungs- und Beschaffungsphase: 1999 

Erstflug: 2002 

Serienzulauf (Initial Operational Capabihty) : 2003 

Serienzulauf (Full Operational Cap ability): 2004 

Serienzulauf für Luftwaffe: 2008 bis 2016 


Die Einhaltung dieses Zeitplans und des Ablaufs ist maßgeblich von den 
weiteren Verhandlungen mit den Partnernationen abhängig, die noch 
anstehen. 


63. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Einsätze zum Transport von Hilfsgütern 
hat die Bundeswehr seit Beginn des Konfliktes im 
früheren Jugoslawien geflogen, und wie viele 
Personen waren an der Vorbereitung und Durch- 
führung der Aktionen schätzungsweise direkt 
oder indirekt beteiligt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 6. März 1996 

Zwischen Juli 1992 und Februar 1996 wurden im Rahmen der humani- 
tären Einsätze „Luftbrücke Sarajevo" 1 412 Einsätze und „Air-Drop Ost- 
bosnien" 392 Einsätze durch Transportluftfahrzeuge der Luftwaffe geflo- 
gen. 

An der Vorbereitung und Durchführung der Einsätze waren für die Luft- 
brücke Sarajevo an dem Lufttransportstützpunkt Zagreb, später Falco- 
nara, und für Air-Drop Ostbosnien an dem Lufttransportstützpunkt Frank- 
furt/Main jeweils zwischen einer und drei Luftfahrzeugbesatzungen 
(sechs Soldaten pro Luftfahrzeugbesatzung) sowie technisch-logistisches 
Funktionspersonal und Führungspersonal in einem Umfang von ca. 20 bis 
40 Soldaten und Zivilbediensteten beteiligt. 


64. Abgeordneter Wie viele Tonnen welcher Hilfsgüter konnten 

Klaus Dieter dadurch in das Krisengebiet gebracht werden? 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 6. März 1996 

Es wurden 10782 Tonnen Hüfsgüter in Sarajevo angelandet und 
2 083 Tonnen Hilfsgüter über Ostbosnien abgeworfen. 

Für die Art der zu transportierenden Hilfsgüter, die bereits in verpackter 
Form an den Lufttransportstützpunkten ankamen, war ausschheßhch der 
Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) verant- 
wortlich. Soweit bekannt, handelte es sich im wesentlichen um Nahrungs- 
mittel, Medikamente, medizinische Hilfsmittel, Bekleidung, Zelte, 
Decken und Brennstoffe. 


65. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Über welche persönlichen Gefährdungen von 
Piloten und beteiligtem Personal kann die Bun- 
desregierung berichten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 6. März 1996 

Es bestanden während der gesamten Zeit der Hilfsflüge Vereinbarungen 
mit allen kriegführenden Parteien im ehemaligen Jugoslawien, die Trans- 
portluftfahrzeuge der an den Hilfseinsätzen beteihgten Nationen nicht zu 
bedrohen. 

Nach als gravierend eingestuften Verstößen gegen diese Vereinbarungen 
wurde die Luftbrücke jeweils unterbrochen und erst dann fortgesetzt, 
nachdem die Kriegsparteien erneut Sicherheitsgarantien für den Einsatz 
der Luftfahrzeuge abgegeben hatten. Die Gefährdung bestand nach ein- 
helliger Bewertung aller beteiligten Nationen am häufigsten aus Beschuß 
mit Handfeuerwaffen, vor allem während der Start- und Landephasen in 
Sarajevo. 
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Zusätzlich wurden Luftfahrzeuge häufig durch das Such- und Zielverfol- 
gungsradar von Flugabwehrraketen- und Flugabwehrkanonensystemen 
erfaßt und „beleuchtet". Dies galt gemäß der bestehenden Vereinbarun- 
gen als „feindseliger Akt”. Die beiden gravierendsten Ereignisse waren 
der Abschuß eines im Anflug auf Sarajevo befindlichen Transportflug- 
zeuges (G-222) der italienischen Luftwaffe, bei dem alle Besatzungsmit- 
glieder den Tod fanden, sowie der Beschuß einer deutschen Transall über 
Karlovac am 6. Februar 1993, bei dem ein Besatzungsmitglied schwer ver- 
letzt wurde. Im Rahmen aller von den beteiligten Nationen durchgeführ- 
ten Einsätze (Luftbrücke Sarajevo) wurden im Durchschnitt pro 1 000 Ein- 
sätze zehn Beschüsse, davon zwei bis drei Treffer, verzeichnet. 

Um die Gefährdung der Luftfahrzeugbesatzungen zu minimieren, wurden 
die deutschen Luftfahrzeuge mit umfangreichen passiven Selbstschutz- 
ausrüstungen versehen. 


66. Abgeordnete 

br. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung die Nutzung 
photovoltaischer Zellen im Bereich der Infra- 
struktur der Bundeswehr unter ökologischen 
Aspekten, aber auch unter dem Gesichtspunkt 
einer Vorbildfunktion für die Allgemeinheit (ins- 
besondere für private Bauherren) und einer Sen- 
sibilisierung der Soldaten und zivüen Mitarbeiter, 
bewußter mit der zur Verfügung stehenden Ener- 
gie umzugehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 7. März 1996 


Die Bundeswehr steht der Anwendung regenerativer Energien offen 
gegenüber. So wurden zum Beispiel bereits vor Jahren mit Unterstützung 
des Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie Versuchsanlagen mit Solar kollektoren zur Brauchwassererwär- 
mung erbaut. In diesem Jahr wird auf einem Truppenübungsplatz eine 
kleinere Heizzentrale zur Verwertung C02-neutraler, nachwachsender 
Rohstoffe (Holzhackschnitzel) in Betrieb gehen. 

Photovoltaische Zellen kamen in Liegenschaften der Bundeswehr nicht 
zum Einsatz, da insbesondere bei großflächigen, netzparallel arbeitenden 
Photovoltaik- Anlagen aufgrund der derzeit noch sehr hohen Investitions- 
kosten keine Wirtschaftlichkeit erreicht werden kann. 


67. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Gibt es seitens der Bundesregierung ein konkre- 
tes Konzept für einen fortschreitenden verstärk- 
ten Einsatz der Photovoltaik bei der Bundeswehr, 
und wenn ja, wann wurde erstmals ein solches 
Konzept erstellt? 


68. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


In welchen Zeiträumen soll, wenn es ein konkre- 
tes Konzept für einen fortschreitenden verstärk- 
ten Einsatz der Photovoltaik bei der Bundeswehr 
gibt, dieses umgesetzt werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 7. März 1996 


Bisher gab es seitens der Bundeswehr aufgrund unzureichender Wirt- 
schafthchkeit kein Konzept für einen verstärkten Einsatz der Photovoltaik- 
Technik. Allerdings wurden und werden auch weiterhin Entwicklung und 
Wirtschaftlichkeit dieser Technik beobachtet. Erste Überlegungen haben 
dazu geführt, für einen Truppenübungsplatz Photovoltaik- Anlagen klei- 
nerer Leistung zur Versorgung müitärischen Geräts (als Insellösung zur 
Vermeidung langer Kabelstrecken) in die Planungen einzubeziehen. 

Des weiteren ist beabsichtigt, als Folge fortgeschrittener Technik den Ein- 
satz großflächiger Photovoltaik- Anlagen auf Dächern in Liegenschaften 
der Bundeswehr durch die Bauverwaltung grundsätzlich untersuchen zu 
lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


69. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Wie stellen sich nach Sicht der Bundesregierung 
die haushaltsrechtlichen Möglichkeiten sowie 
die frauenpohtischen Opportunitäten hinsichtlich 
der Fortführung des Modellprojektes „Vernet- 
zung kommunaler Gleichstellungsstellen auf 
Bundesebene" in Bundesz.uständigkeit über den 
ursprünglichen Projektzeitraum 11/1993 bis 
11/1996 hinaus dar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 8. März 1996 


Die Unterhaltung der Vernetzungsstelle kommunaler Frauenbeauftragter 
ist nach dem Subsidiaritätsprinzip eine Aufgabe der Länder bzw. Kommu- 
nen. Eine Förderung durch den Bimd war nur unter dem Gesichtspunkt 
der zeitlich beschränkten Projektförderung mit Modellcharakter haus- 
haltsrechtlich möglich. Eine Weiterfinanzierung, auch als Cofinanzierung 
mit den Ländern, ist dem Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend daher nicht möglich. 


70. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Welche Maßnahmen der Bundesregierung wird 
die durchweg positive Evaluation des Projektes 
im Entwurf des 2. Gleichstellungsberichts für den 
Fall nach sich ziehen, daß sich die Fortführung in 
Bundeszuständigkeit aus haushaltsrechtlichen 
Gründen verbietet und seitens der Länder keine 
adäquate Anschlußfinanzierung sichergestellt 
werden kann? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 8. März 1996 


Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend selbst 
besitzt keine Möglichkeit, die Anschlußfinanzierung der Vernetzungs- 
stelle sicherzustellen. 

Sollten sich die Länder doch noch auf eine gemeinsame Fortführung ab 
1997 verständigen, wäre grundsätzlich eine verlängerte Förderung als 
Überbrückungsfinanzierung durch das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend bis zum 31. Dezember 1996 möglich. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros (BAG) hat sich 
diesbezüglich der gemeinsamen Förderung der Vernetzungsstelle mit 
allen Ländern in Verbindung gesetzt. Zum Teil liegen der BAG bereits 
ablehnende Stellungnahmen bzw. Mitteilungen hinsichtlich der Errich- 
tung von Landesgeschäftsstellen vor. Es ist derzeit nicht bekannt, daß ein 
Land Haushaltsmittel für die gemeinsame Vernetzungsstelle vorgesehen 
hat. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beab- 
sichtigt dennoch, die Frage der Anschlußfinanzierung durch die Länder 
auf der nächsten Gemeinsamen Konferenz der Frauenminister, -mini- 
sterinnen, -Senatoren, -Senatorinnen der Länder (GFMK) zu thematisie- 
ren. 

Abzuwarten bleibt, ob sich ein weiterer Vorschlag der Sprecherinnen der 
BAG realisieren läßt. Dieser Vorschlag sieht die Errichtung eines Förder- 
vereins vor, dessen Mitgheder Kommunen sind, die durch Beiträge die 
Eigenfinanzierung der Vernetzungsstelle übernehmen. Im Hinblick auf 
das Recht der kommunalen Selbstverwaltung besitzt der Bund jedoch 
keine Möglichkeit, auf dieses Vorhaben richtungs gebend einzuwirken. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


71. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Sind der Bundesregierung die finanziellen Lei- 
stungen bekannt, die von den gesetzlichen Kran- 
kenkassen für ambulante psychotherapeutische 
Behandlungen auf der Grundlage von Einzelfall- 
zusagen im Rahmen der Kostenerstattung an sog. 
Erstattungspsychotherapeuten in den Jahren 
1992, 1993, 1994 und 1995 gezahlt wurden, und 
wenn ja, in welchem finanziellen Umfang waren 
diese Leistungen für die angegebenen Jahre? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. März 1996 


Der finanzielle Umfang der o. a. Leistungen ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. Er kann nicht aus der Statistik der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung entnommen werden. Rückfragen bei den Spitzenverbänden der 
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gesetzlichen Krankenkassen haben ergeben, daß dort auch keine Infor- 
mationen über das Finanzvolumen der im Rahmen der Kostenerstattung 
gezahlten psychotherapeutischen Leistungen vorliegen. 


72. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


In welcher Höhe beliefen sich die finanziellen 
Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen, die 
über entsprechende Verträge für Richtlinien- 
psychotherapie in den Jahren 1992, 1993, 1994 
und 1995 gezahlt wurden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. März 1996 


Nach Auskunft der Kassenärztlichen Bundesvereinigung stellt sich die 
Leistungsentwicklung bei der Psychotherapie nach den Richtlinien des 
Bundesausschusses Ärzte-Krankenkassen wie folgt dar: 


Leistungsentwicklung Psychotherapie 
in Mio. DM 



1992 

1993 

1994 

1. Halb- 
jahr 1995 

Psychotherapie 

490 

537 

619 

382 

davon: durch Ärzte 

277 

300 

350 

213 

durch Nicht-Ärzte 

214 

1 

237 

269 

169 


Quelle: Frequenzstatistik der KBV auf Grundlage eines rechnerischen Punkt- 
wertes von 10 DPf. 


Die Angaben beziehen sich auf die alten Länder. Die Angaben für das 
erste Halbjahr 1995 enthalten auch die Leistungen in Berlin-Ost. Entspre- 
chende Daten für die neuen Länder sind nicht verfügbar. 


73. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die wirtschaftlichen Auswirkungen der 
geplanten Kürzungen bei den Kurleistungen im 
Gesundheitswesen auf die Kurorte, insbesondere 
auf die niederbayerischen Kurorte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. März 1996 


Die in Ihrer Frage unterstellten Kürzungen bei den Kurleistungen sind im 
Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Strukturreform in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV- Weiterentwicklungsgesetz - 
GKVWG) nicht vorgesehen. Erkenntnisse darüber, ob und wie sich die im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen für stationäre Vorsorge- und 
Rehabilitationsmaßnahmen auf Kurorte, insbesondere auf die niederbaye- 
rischen Kurorte, auswirken könnten, liegen der Bundesregierung nicht 
vor. 
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74. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die in Presseberichten 
(Agentur Reuter und dpa vom 22. Februar 1996) 
genannten Zahlen bekannt, daß infolge man- 
gelnder Krankenhaushygiene etwa 20000 bis 
30000 Menschen jährlich an Infektionen sterben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. März 1996 


Der Bundesregierung sind die seit Jahren immer wieder in Presseberich- 
ten genannten Zahlen bekannt, wonach 20000 bis 30000 Menschen jähr- 
hch an Infektionen sterben, die sie in Krankenhäusern erworben haben. Es 
handelt sich um Schätzungen, denen jede wissenschaftliche Grundlage 
fehlt; das wird auch daraus deutlich, daß in vorausgegangenen Veröffent- 
lichungen von 30 000 bis 40 000 Toten die Rede war. 

Die Ermittlung zuverlässiger Zahlen ist deshalb so schwierig, weil Patien- 
ten im Krankenhaus, von wenigen Fällen abgesehen, selten aufgrund 
einer einzigen Ursache sterben. Meistens ist nicht eindeutig zu entschei- 
den, ob das Grundleiden oder ein anderer Faktor zum Tode des Patienten 
geführt hat. 

Aufgrund einer vom Bundesministerium für Gesundheit in Auftrag gege- 
benen Studie über das Auftreten nosokomialer Infektionen (Kranken- 
hausinfektionen) sind erstmals zuverlässige Angaben über die Häufigkeit 
solcher Infektionen mögtich. 

Die repräsentativ durchgeführte Studie liefert detaillierte Aussagen zur 
Häufigkeit von nosokomialen Infektionen zu einem bestimmten Zeitpunkt 
(Prävalenz), differenziert nach regionalen Einflußfaktoren, nach den un- 
terschiedlichen Fachdisziphnen sowie nach Alter und Geschlecht der Pa- 
tienten. 

Die Studie zeigt, daß bei jedem dreißigsten Patienten eine nosokomiale 
Infektion vorgefunden wurde; das entspricht einer durchschnittlichen 
Prävalenz von 3,46%. Sie ist damit niedriger als vielfach befürchtet. 


75. Abgeordnete Wie gedenkt die Bundesregierung gegen diese 

Regina Mißstände vorzugehen? 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. März 1996 


Neben der bereits in der Antwort zu Frage 74 erwähnten Studie hat das 
Bundesministerium für Gesundheit eine zweite in Auftrag gegeben, die 
zum Ziel hat, ein praktikables Qualitätssicherungsprogramm einzufüh- 
ren. Während einer kontinuierlichen Erfassung der nosokomialen Infek- 
tionen werden die bestehenden Hygienestandards insbesondere in den 
operativen Abteilungen und Intensivstationen der beteiligten Kranken- 
häuser auf ihre wissenschaftliche Begründbarkeit überprüft und anschlie- 
ßend ggf. eingeführt. 
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Im Ergebnis wird die Studie einen Weg aufzeigen, wie durch ein auch öko- 
nomische und ökologische Aspekte berücksichtigendes Hygienemanage- 
ment die Infektionsraten in den Krankenhäusern zurückgeführt werden 
können. 

Darüber hinaus hat das Bundesministerium für Gesundheit der neu gebil- 
deten Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention am 
Robert-Koch-Institut den Auftrag erteilt, die bestehenden Hygiene -Richt- 
linien so zu überarbeiten, daß deren Anwendung in der Praxis deutlich 
erleichtert wird. 

Insgesamt muß beachtet werden, daß die Länder primär für Fragen der 
Krankenhaushygiene zuständig sind. Deshalb finden sich in den Landes- 
Krankenhausgesetzen Ermächtigungen zum Erlaß von Krankenhaus- 
hygieneverordnungen, von denen bis heute allerdings nur die Bundeslän- 
der Berlin, Bremen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen Gebrauch ge- 
macht haben. 

Auch die durch die Gesundheitsämter durchzuführende Überwachung 
der Einhaltung hygienischer Vorgaben ist Länderangelegenheit. 


76. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine strengere Hygie- 
neverordnung und intensivere Kontrollen für 
erforderlich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 11. März 1996 ' 


Nach Überzeugung der Bundesregierung helfen weitere und strengere 
Vorschriften und Kontrollen nicht weiter. Es müssen, entsprechend der 
Antwort zu Frage 75 Anreize geschaffen werden, bestehende Vorschriften 
anzuwenden und über Formen des Qualitätsmanagements die Hygiene in 
den deutschen Krankenhäusern zu verbessern. Sicher werden die neuen 
Vergütungsformen im Krankenhaus diese Prozesse beschleunigen. Zum 
Beispiel hat die gemeinsame Selbstverwaltung von Krankenkassen und 
Krankenhäusern auf Bundesebene bereits eine Rahmenvereinbarung zur 
Qualitätssicherung bei Fallpauschal- und Sonderentgeltleistungen getrof- 
fen. Unterstützend wurde ausdrücklich mit der Einführung der neuen Ent- 
gelte in der Bundespflegesatz Verordnung 1995 (§11 Abs. 4) eine Finanzie- 
rungsregelung für Qualitätssicherungsmaßnahmen eingeführt. 


77. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im 
Rahmen einer Änderung der Betäubungsmittel- 
verschreibungsverordnung Codein in medizi- 
nisch indizierten Ausnahmefällen als Substitu- 
tion - ähnlich nach den Regeln der Methadonver- 
gabe - zugelassen wird? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. März 1996 


Derzeit werden ca. 20000 Opiatabhängige auf der Grundlage der betäu- 
bungsmittelrechthchen Bestimmungen mit Levo-Methadon und Metha- 
don (nachstehend Methadon) substituiert. Obwohl nach übereinstimmen- 
der Auffassung Methadon in aller Regel am besten zur Substitution geeig- 
net ist, erhalten nach Schätzungen weitere 20000 bis 30000 Opiatabhän- 
gige Codein und Dihydrocodein (nachstehend Codein) als Substitutions- 
mittel, weil diese Husten- und Schmerzmittel derzeit vom Betäubungsmit- 
telgesetz ausgenommen sind und somit auf normalem Rezept und ohne 
Bindimg an die betäubungsmittelrechthchen Bestimmungen verschrie- 
ben werden können. 

Eine Substitution, die sich auf die Bereitstellung von Suchtmitteln be- 
schränkt lehnt die Bundesregierung ab. Nach ihrer Auffassung muß jede 
Substitution in ein weitergehendes Behandlungskonzept eingebunden 
sein, das insbesondere psychotherapeutische und psychosoziale Maßnah- 
men beinhaltet. Dies ist derzeit vielfach bei der Substitution mit Metha- 
don, insbesondere aber bei der mit Codein nicht gewährleistet. 

Die Bundesregierung hält es deshalb für erforderlich, die substitutionsge- 
stützte Behandlung Betäubungsmittelabhängiger insgesamt zu quahfizie- 
ren. Entsprechende Vorschläge des Bundesministeriums für Gesundheit 
hegen den Ländern vor. Das Bundesministerium für Gesundheit hält es in 
diesem Zusammenhang für erforderhch, die Verschreibung von Codein 
für Betäubungsmittelabhängige dem Betäubungsmittelrecht zu unterstel- 
len, so daß bei jeder substitutionsgestützten Behandlung - unabhängig 
vom verwendeten Substitutionsmittel - die betäubungsmittelrechtlichen 
Vorschriften bei der Verschreibung von Substitutionsmitteln eingehalten 
werden müssen. Dabei sollte Codein als Substitutionsmittel der zweiten 
Wahl für solche Patienten verfügbar bleiben, die im Ausnahmefall Metha- 
don nicht vertragen. 


78. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Ist es richtig, daß die Europäische Union und 
damit auch die Bundesregierung Ende 1994 mit 
17-Beta-Oestradiol eines der Wachstumshor- 
mone zum Einsatz in der tierischen Erzeugung in 
Annex II der Höchstmengenverordnung auf ge- 
nommen hat, und wenn ja, wie hat sich die Bun- 
desregierung in Brüssel in dieser Frage verhal- 
ten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. März 1996 


Die Substanz 17-Beta-Oestradiol wurde Ende 1994 in Anhang II der Ver- 
ordnung (EWG) 2377/90 des Rates zur Festsetzung von Höchstmengen 
von Tierarzneimittelrückständen nur für „therapeutische und zootechni- 
sche Anwendung" aufgenommen. 

Die Aufnahme von pharmakologisch wirksamen Substanzen in die 
Anhänge I bis IV dieser Verordnung erfolgt unter wissenschaftiichen 
Gesichtspunkten. 
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Wissenschaftliche Untersuchungen haben ergeben, daß die Konzentra- 
tion von 17-Beta-Oestradiol im eßbaren Gewebe den Schwankungsbe- 
reich endogener (körpereigener) physiologischer Konzentrationen nicht 
überschreitet. Selbst eine zufällige Aufnahme einer Injektionsstelle würde 
den endogenen Oestradiolspiegel besonders sensibler Personengruppen 
(praepubertärer Knabe) nicht wesentlich verändern. 

Die Bundesregierung hat gegen die Aufnahme der Substanz im Hinblick 
auf den ausdrücklichen Hinweis auf die „therapeutische und zootechni- 
sche Anwendung" keine Bedenken. Es ist darauf hinzuweisen, daß unter 
zootechnischer Anwendung keine Anwendung zu Mastzwecken, sondern 
ledighch die Brunstsynchronisation, Unterbrechung einer unerwünschten 
Trächtigkeit, Verbesserung der Fruchtbarkeit und Vorbereitung von 
Spender- und Empfängertieren für die Implantation von Embryonen zu 
verstehen ist. 

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin dafür ein, daß die Anwendung 
von Sexualhormonen als Masthilfsmittel verboten bleibt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


79. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, welche Kosten für die neuen Bundeslän- 
der dadurch entstehen, daß nach dem Auslaufen 
der bisher gültigen Übergangsregelung, die eine 
grundsätzliche Vorfahrt für schienengebundene 
Fahrzeuge vorsieht, die Vorfahrt für Straßenbah- 
nen nach der Straßenverkehrs- Ordnung (StVO) 
grundsätzlich durch Lichtzeichenanlagen gere- 
gelt werden muß? 


80. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich an den dar- 
aus für die Kommunen resultierenden Kosten zu 
beteiligen, wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1996 


Das geltende Bundesrecht enthält keine Verpflichtung, für diejenigen 
Örtlichkeiten, an denen schienengebundene Fahrzeuge den übrigen Ver- 
kehr queren, stets Lichtzeichenanlageri einzurichten. 

In Abhängigkeit von den örthchen Verhältnissen können zum Beispiel in 
Betracht kommen: 

- Die Gleichrangigkeit mit dem übrigen Verkehr, wobei ledighch ein 
warnendes Verkehrszeichen auf gestellt wird (Zeichen 101 mit dem 
Sinnbild „Straßenbahn"), 
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- die generelle Änderung der Vorfahrtsregelungen mit dem Ziel, derjeni- 
gen Straße den Vorrang einzuräumen, auf der das schienengebundene 
Fahrzeug verkehrt, 

- die Verwendung von Andreaskreuzen (Zeichen 201 StVO), mit denen 
ein Vorfahrtsrecht für den Schienenverkehr begründet wird. 

Eine Stellungnahme zur Kostenfrage erübrigt sich daher. 


81. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung das Ergebnis 

Annette der zum Jahreswechsel 1995/1996 erneut vorge- 

Faße nommenen Ausschreibung eines befristeten 

(SPD) Chartervertrages für einen Hochseeschlepper in 

der Deutschen Bucht bekanntgeben? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Jochen Henke 
vom 12. Februar 1996 


Die Bundesregierung wird das Ergebnis der für 1996 erneut vorgenomme- 
nen Ausschreibungen eines befristeten Chartervertrages für einen zusätz- 
hchen Hochseeschlepper in der Deutschen Bucht nach Abschluß der erfor- 
derlichen Prüfungen voraussichtlich noch im Laufe des Monats Februar 
bekanntgeben. 


82. Abgeordnete Welche Entscheidungskriterien werden zu- 

Iris gründe gelegt, wenn es um den Ausbau von 

Follak Grenzübergängen geht? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nit sch 
vom 11. März 1996 

Öffnung und Schheßung von Grenzübergängen sowie die Art des grenz- 
überschreitenden Verkehrs werden mit dem jeweüigen Nachbarstaat 
abgestimmt. Hierbei gelten insbesondere folgende Kriterien: 

- Auf beiden Seiten muß für die Eröffnung oder die Erweiterung der Ver- 
kehrszulassung ein wirtschaftliches oder verkehrliches Bedürfnis 
bestehen. 

- Bei unzureichender Infrastruktur eines Grenzübergangs muß diese an 
die derzeitigen oder künftigen Anforderungen angepaßt werden. 


83. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwen- 
digkeit bauhcher Verbesserungen des Grenz- 
übergangs Khngenthal nach Tschechien im Hin- 
bhck auf eine beabsichtigte Öffnung für den Pkw- 
Verkehr und im Hinblick auf den Ausbau der 
Zugverbindungen auf der Strecke Deutschland 
— Tschechien? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 11. März 1996 


Beim Grenzübergang Klingenthal-Kraslice/Graslitz handelt es sich um 
einen Grenzübergang im Zuge einer Gemeindestraße, der für Fußgänger, 
Radfahrer und Fahrer von Motorrädern bis 50 ccm (Mofa) zugelassen ist. 
Die Erweiterung der Zulassung auf Pkw ist mit der tschechischen Seite 
abgesprochen. 

Der Freistaat Sachen verfolgt den Ausbau des Grenzübergangs für Pkw 
mit der Absicht, die bestehende historische Straßenverbindung zwischen 
den beiden Städten Klingenthal und Graslitz wiederzuerrichten, mit 
geringem finanziellen Aufwand den Anforderungen an den heutigen 
Straßenausbau gerecht zu werden und damit wieder zu nachbarlicher 
Normalität zwischen den Regionen beiderseits der Grenze zu gelangen. 
Die entsprechenden Verkehrsbedürfnisse für den Pkw- Verkehr liegen 
vor, der Umfang der baulichen Verbesserung der Grenzabfertigungsan- 
lagen wird sich nach der endgültig festgelegten Verkehrszulassung rich- 
ten. 

Für die Wiederherstellung des Eisenbahn-Grenzübergangs wäre ein aus- 
reichendes und dauerhaftes Verkehrsaufkommen erforderlich, das die 
Wiedereinrichtung einer 40 m langen Eisenbahnbrücke sowie die Erneue- 
rung des anschließenden überalterten Gleisoberbaus wirtschaftlich recht- 
fertigt, Die Wiederherstellung kann nach Ansicht des für den Regionalver- 
kehr zuständigen Freistaats Sachsen durch das zu erwartende Verkehrs- 
aufkommen derzeit nicht begründet werden, auch wenn sie der Entwick- 
lung der nachbarschaftlichen, touristischen und wirtschaftlichen Bezie- 
hungen zu dienen in der Lage wäre. 


84. Abgeordnete Wie gestaltet sich die weitere mittelfristige Pla- 

Iris nung an diesem Grenzübergang, und in welchem 

Follak finanziellen Volumen sind Investitionen geplant? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 11. März 1996 


Folgende Investitionen für den Ausbau des Grenzübergangs sind vorge- 
sehen: 

- Planmäßiger Ausbau eines ohnehin zu bauenden Abschnitts der B 283 
mit Lichtzeichenanlage in der Ortslage Klingenthal für ca. 1,1 Mio. DM. 
Der Abschluß der Baumaßnahme ist für den 30. Juni 1996 vorgesehen. 

- Profilausbau und Neubau einer kommunalen Straße von ca. 60 m Länge 
mit der Neugestaltung von Nebenanlagen für ca. 310000 DM (ohne 
Straßenbeleuchtung). Die vorgesehene Bauzeit beträgt zwei Monate 
und ist technologisch im Anschluß an den Ausbau der B 283 eingeord- 
net. 

Die Planungen für das Grenzzollamt auf tschechischer Seite werden 
gegenwärtig mit dem Ziel überarbeitet, die Größe der Anlage zu reduzie- 
ren und sie unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes dem Charakter 
eines örtlichen Pkw-Übergangs anzupassen. 
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85. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Ist die Zusage des Parlamentarischen Staatsse- 
kretärs Manfred Carstens „Bis zum Jahr 2003 
wird die neue Brücke über den Rhein gebaut 
sein" (Wormser Zeitung vom 30. Dezember 1995) 
- weil es z. B. noch keinen Fünf-Jahres-Bauplan 
2001 bis 2006 gibt - lediglich eine politische 
Absichtserklärung unter Haushaltsvorbehalt pp. 
oder hat sie rechtsverbindhchen Charakter, und 
wann ist ggf. mit einem entsprechenden Bescheid 
gegenüber den Ländern Rheinland- Pfalz und 
Hessen sowie der Stadt Worms zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 8. März 1996 


Die Aussage, der zweiten Rheinbrücke Worms bei den Neubeginnen im 
Rahmen des den Ländern Rheinland- Pfalz und Hessen zur Verfügung 
stehenden Finanzrahmens im nächsten Fünf jahresplan im Bauprogramm 
des Bundesministeriums für Verkehr, Vorrang einzuräumen und sie von 
2001 bis 2003 einzuplanen, ist eine verbindliche Absichtserklärung des 
Bundesministeriums für Verkehr im Rahmen seiner alleinigen Zuständig- 
keit für den Fünf jahresplan. Die entsprechende Finanzierung bedarf zu 
gegebener Zeit der Einstellung in den Straßeribauplan des Bundeshaus- 
halts, der vom Deutschen Bundestag als Gesetz beschlossen wird. 

Von der vorgenannten Aussage sind die Länder Rheinland- Pfalz und 
Hessen und die Stadt Worms bereits unterrichtet. 


86. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 

(SPD) 


Ist für die Trassenführung der B 171 - hier: Teil- 
ortsumgehung Olbernhau - bereits eine Ent- 
scheidung getroffen worden, und wenn ja, nach 
welchen Kriterien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. März 1996 


Eine Entscheidung im Sinne der Fragestellung ist noch nicht getroffen. 


87. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 

(SPD) 


Sind bereits alle erforderhchen Absprachen mit 
dem Freistaat Sachsen sowie der Kommune 
getroffen worden, und welche Auswirkungen 
würde es haben, wenn auf Wunsch der Kommune 
eine Bürgerbeteüigung zum Linienbestimmungs- 
verfahren durchgeführt würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. März 1996 


Der Abwägungsprozeß ist noch nicht abgeschlossen, eine Bürgerbeteüi- 
gung gesetzlich nicht vorgesehen. 
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88. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche straßenverkehrsrechtlichen, steuerlichen 
und finanziellen Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, Projekte der City-Logistik zur Entla- 
stung des innerstädtischen Verkehrs zu fördern, 
bei denen der Zulieferverkehr für Betriebe in Bal- 
lungsräumen gebündelt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1996 


Die Bundesregierung fördert Projekte der City- Logistik zur Entlastung des 
innerstädtischen Verkehrs, soweit es im Rahmen ihrer Zuständigkeit mög- 
lich ist. 

So wurden in den letzten Jahren mit Bundesmitteln Gutachten zum Wirt- 
schaftsverkehr in Städten und Ballungsgebieten finanziert, deren Ergeb- 
nisse den an City-Logistik-Projekten Beteiligten, insbesondere den Kom- 
munalverwaltungen, dem Speditions- und Verkehrsgewerbe sowie dem 
Handel zur Verfügung gestellt wurden und die zu einer Neubewertung 
des innerstädtischen Wirtschaftsverkehrs beigetragen haben. 

Eine finanzielle Förderung des Bundes erfolgt durch Mittel des Gemein- 
deverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG), über deren Verwendung, z. B. 
für Güterverkehrszentren (GVZ), aus denen heraus auch City- Logistik- 
Projekte entwickelt werden können, die Länder entscheiden. 

Das vom Bundesministerium für Verkehr entwickelte Strategiepapier 
„Telematik im Verkehr" zeigt auch UmsetzungsmÖghchkeiten bei 
Informations- und Kommunikationssystemen für die City-Logistik. 

Die Bundesregierung ist bereit, straßenverkehrsrechtliche Möglichkeiten 
der Förderung von City-Logistik-Projekten im zuständigen Bund-Länder- 
Fachausschuß zu erörtern. 


89. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für Ver- 
kehr eine noch nicht im Bundesverkehrswege- 
plan enthaltene leistungsfähige Straßenverbin- 
dung Fulda — Meiningen jetzt als Bundesstraße 
„anerkannt" imd sich zur Übernahme der Bau- 
kosten bereit erklärt hat, und wenn ja, in welcher 
Form ist dies unabhängig vom Bundesverkehrs- 
wegeplan geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. März 1996 

Das Land Hessen läßt z. Z. in enger Abstimmung mit dem Land Thüringen 
eine Untersuchung zur „Verbesserung der Straßenverbindung zwischen 
den Räumen Fulda (Hessen) und Meiningen (Thüringen) " durchführen. 
Diese Untersuchung gliedert sich in die Stufen Verkehr, Wirtschaftlichkeit 
und Umwelt und wird auf Antrag Hessens mit Bundesmitteln finanziert. 

Die Länder beabsichtigen damit, bereits im Vorfeld eines künftigen Bun- 
desverkehrswegeplans (BVWP) und einer darin eingeschlossenen näch- 
sten Fortschreibung des Bedarfsplans für die Bundesfemstraßen eigene 
Vorschläge für eine solche Straßenverbindung zu prüfen und zu optimie- 
ren. 
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Der Schlußbericht liegt noch nicht vor. Die bislang vorliegenden Zwi- 
schenergebnisse sprechen dafür, daß die erwogene Straßenverbindung 
dem weiträumigen Verkehr dient, so daß die Voraussetzungen für eine 
Einstufung als Bundesfernstraße voraussichtlich erfüllt sein werden. Mit 
dieser Feststellung ist keine Kostenübernahmeerklärung verbunden. 

Ob und ggf. mit welcher Dringlichkeit die Straßenverbindung künftig in 
den BVWP und den Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen auf genommen 
wird, hängt von den weiteren Untersuchungsergebnissen, von entspre- 
chenden Maßnahmenvorschlägen der Länder und von den Entscheidun- 
gen über den nächsten BVWP und über die Bedarfsplanfortschreibung ab. 


90. Abgeordnete 

Barbara 

Imhof 

(SPD) 


Wann ist mit einer Realisierung dieser Bundes- 
straße zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. März 1996 


Wie schon dargelegt, bleiben zunächst die Entscheidungen über die Auf- 
nahme und Dringlichkeitseinstufung einer Straßenverbindung Fulda — 
Meiningen bei der Bedarfsplanfortschreibung abzuwarten. Daran schließt 
sich ggf. die Projektplanung durch die Straßenbauverwaltungen in Hes- 
sen und Thüringen an. 

Daher ist mit einer Verwirkhchung nur längerfrisitg zu rechnen und sind 
nähere Angaben über einen Realisierungszeitraum gegenwärtig nicht 
möglich. 


91. Abgeordneter 
Michael 
Teiser 
(CDU/CSU) 


In welcher Höhe und Form wurde in den jeweih- 
gen Haushaltsjahren seit 1980 die deutsche See- 
schiffahrt bzw. die deutsche Werftindustrie durch 
Beihilfen (Subventionen) des Bundes gefördert 
und welche prozentuale Relation bestand in die- 
sen Jahren zu den Beihilfen (Subventionen) des 
Bundes für die Wirtschaftsbereiche Kohle und 
Landwirtschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. März 1996 


In den Jahren 1980 bis 1995 wurde die deutsche Seeschiffahrt zur Stär- 
kung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit vom Bund mit Finanz - 
Beiträgen, Schiffbauzuschüssen sowie steuerlichen Erleichterungen 
gefördert. Die deutsche Werftindustrie erhielt aus demselben Grund 
Werft- und Wettbewerbshilfen. Die Subventionsberichte der Bundes- 
regierung geben darüber wie folgt Auskunft: 

Das Gesamtvolumen der direkten und indirekten Hilfen für die Seeschiff- 
fahrt des Bundes beträgt für den genannten Zeitraum rd. 4 Mrd. DM. Die 
deutsche Werftindustrie erhielt im gleichen Zeitraum Finanzhilfen des 
Bundes mit einem Gesamtvolumen von rd. 5 Mrd. DM. Die vergleichbaren 
Angaben für Landwirtschaft und Bergbau können den Subventions- 
berichten der Bundesregierung entnommen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


92. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Presse- 
nachricht in der „Allgemeinen Zeitung", Aus- 
gabe Oppenheim („Landskrone") vom 21. Fe- 
bruar 1996, daß „in diesem Jahr nach Recherchen 
von Greenpeace und BUND etwa 14 Lufttrans- 
porte von Plutonium bzw. plutoniumhaltigen 
MOX-Brennelementen über den Frankfurter 
Flughafen abgewickelt werden", und welche 
Zielflughäfen werden von diesen 14 Flugzeugen 
angeflogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 8. März 1996 


Die Bundesregierung hatte bereits am 26. Oktober 1995 in ihrer Antwort 
- Drucksache 13/2776 - auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ursula 
Schönberger und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Plutonium- 
transporte per Flugzeug" darauf hingewiesen, daß Anträge für Lufttrans- 
porte von MOX-Brennelementen bzw. -Brennstäben beim Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS) vorliegen. Es handelt sich um zwei Anträge für insge- 
samt 14 einzelne Lufttransporte von Deutschland nach Dounreay, Groß- 
britannien. Die beantragten Beförderungsgenehmigungen wurden vom 
BfS nicht erteilt. 


93. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Was ist der Grund dafür, daß die bisher verab- 
schiedeten Protokolle zur Alpenkonvention den 
Unterzeichnerstaaten immer noch nicht zur Rati- 
fizierung vorgelegt worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 7. März 1996 


Auf der Internationalen Alpenkonferenz am 20. Dezember 1994 in 
Chamb ery/Frankreich wurden die drei Protokolle der Alpenkonvention 
„Naturschutz und Landschaftspflege", „Raumplanung und nachhaltige 
Entwicklung" sowie „Berglandwirtschaft" gezeichnet. 

Zu diesen drei Protokollen läuft ein Fehlerberichtigungsverfahren. Erst 
nach dessen Abschluß können die beglaubigten Abschriften den Ver- 
tragsparteien vom Verwahrer der Alpenkonvention zugestellt werden. 

Im übrigen bedarf es für das Inkrafttreten der Protokolle der Ratifizierung 
durch mindestens drei Vertragsparteien. Außer Deutschland hat von den 
bisherigen Vertragsparteien jedoch nur Slowenien die Protokolle gezeich- 
net. 
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Auch eine beglaubigte Abschrift des ebenfalls in Chambery gezeichneten 
„Protokoll über den Beitritt des Fürstentums Monaco zur Alpenkonven- 
tion" hegt noch nicht vor. Zu diesem Protokoll gehört eine um den Anwen- 
dungsbereich Monaco zu ergänzende Alpenkarte als Anlage. Zur Ausfer- 
tigung dieser Karte bestehen nach Auskunft des Verwahrers Bedenken 
Frankreichs, die bisher nicht ausgeräumt werden konnten und daher 
konnten die beglaubigten Abschriften des BeitrittprotokoUs mit der 
genannten 'Anlage nicht versandt werden. 


94. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
als notwendig an, um die Produktion wiederver- 
wertbarer und damit umweltfreundlicher Com- 
puter für die HersteUung verbindhch zu machen, 
und welche Schritte hat die Bundesregierung bis- 
her unternommen, um der zunehmenden Bela- 
stung durch Elektroschrott entgegenzutreten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vorn?. März 1996 


Mit dem 1991 vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit vorgelegten ersten Entwurf einer Elektronik-Schrott- 
Verordnung wurde u. a. der Anstoß zur Entwicklung recychngfreund- 
hcher Elektrogeräte gegeben. Besondere Berücksichtigung fand dieser 
Vorstoß im Bereich der Geräte der Informations- und Kommunikations- 
technik. 

Nationale Alleingänge zur Festlegung von Produktnormen sind nicht ziel- 
führend. Die Bundesregierung setzt hier vielmehr auf freiwilhge Maßnah- 
men, wie sie im November 1995 von zahlreichen international tätigen 
Computerherstellern unter dem Dach der „Arbeitsgemeinschaft CYCLE" 
beim VDMA angeboten wurden und bereits heute bei der Geräteentwick- 
lung berücksichtigt werden. 

Das freiwülige Angebot berücksichtigt, daß die bedarfsgerechte Entwick- 
lung von Produkten unter Berücksichtigung der abfallwirtschaftlichen 
Anforderungen grundsätzliche Aufgabe der Wirtschaft ist. Das güt auch 
für die Weiterentwicklung einer stärker Umweltanfordernisse berücksich- 
tigenden Elektronik sowie deren Anwendung. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
hat zur Absicherung dieser freiwilhgen Maßnahmen den Referentenent- 
wurf für eine Verordnung über die Entsorgung von Geräten der Informa- 
tionstechnik (IT- Geräte- Verordnung) an die beteihgten Kreise versandt. 
Diese Verordnung nimmt die Hersteller für die von ihnen in Verkehr 
gebrachten Geräte in die Verantwortung. Durch die Pflicht zur Rück- 
nahme und Verwertung dieser Geräte wird künftig die Belastung der 
Umwelt durch Elektronikschrott wirksam verringert. 


95. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


In welcher Weise soll das als Referentenentwurf 
vorhegende Bundes-Bodenschutzgesetz in der 
Lage sein, den Schutz des Bodens zu gewährlei- 
sten, wenn dieser durch gleichwertige Auflistung 
der Bodenfunktionen hinsichtlich der Ansprüche 


50 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4131 


der Nutzer einerseits und der ökologischen 
Ansprüche andererseits bereits im Entwurfstext 
wieder relativiert wird, und wie wird die Bundes- 
regierung während des laufenden Verhand- 
lungsprozesses sicherstellen, daß Maßnahmen 
des Bodenschutzes nicht bereits auf fachgesetz- 
ücher Ebene nur nutzerverträglich gestaltet wer- 
den dürfen, und somit das Ziel des Gesetzes, der 
Schutz des Bodens, nicht erreicht werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 8. März 1996 


Schon die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung von 1985 (Druck- 
sache 10/2977, S. 8) geht davon aus, daß verschiedene Nutzungen des 
Bodens in ihrer Wertigkeit grundsätzlich keiner Rangfolge unterhegen, 
daß jedoch der Leistungsfähigkeit der natürhchen Lebens grundlagen für 
Menschen, Tiere und Pflanzen als notwendige Voraussetzung für die 
Erhaltung aller Bodenfunktionen besondere Bedeutung zukommt. Dieser 
Konzeption folgend räumt das Gesetz den Ökologischen Funktionen des 
Bodens dann Vorrang ein, wenn ihnen durch wirtschaftUche oder sonstige 
Nutzungen eine mit dem Wohl der Allgemeinheit nicht zu vereinbarende 
Schädigung droht. Diese Einschränkung des Schutzes der ökologischen 
Bodenfunktionen ist im HinbUck darauf geboten, daß menschliche 
Existenz ohne die unterschiedhchsten Formen der Bodennutzung nicht 
denkbar ist. 

Im übrigen wird hinsichtlich der Notwendigkeit nutzungsbezogener 
Anforderungen auf die Antwort der Bundesregierung vom 1. Februar 1996 
(Drucksache 13/3777, Seite 40 f.) verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


96. Abgeordneter 

Dieter 

Grasedieck 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf, um zu vermeiden, daß der für 
die Zahlung von Fehlbelegungsabgaben maßge- 
bende Einkommensbetrag nur dadurch erreicht 
wird, daß Renten und laufende Hilfen zum 
Lebensunterhalt zusammengerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Joachim Günther 
vom 13. März 1996 


Die Erhebung der Fehlbelegungsabgabe erfolgt auf der Grundlage der 
landesrechthchen Fehlbelegungsabgabengesetze. Auf sie hat die Bun- 
desregierung keinen unmittelbaren Einfluß. 
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Die landesrechthchen Fehlbelegungsabgabegesetze ziehen zur Ermitt- 
lung des Einkommens allerdings die Vorschriften der §§ 25 ff. des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes heran. Hierzu ist auf folgendes hinzuweisen: 

Durch das Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 vom 6. Juni 1994 (BGBl. I 
S. 1184) hat der Bundesgesetzgeber die Einkommensgrenzen im sozialen 
Wohnungsbau angehoben und die Einkommensermittlung auf eine neue 
Grundlage gestellt. Neben einer nominalen Anhebung der Einkommens- 
grenzen war dabei insbesondere das Bestreben, den Einkommensbegriff 
im gesamten Bereich der Wohnungsbauförderung stärker als bisher auf 
das verfügbare Einkommen auszurichten. 

Während nach der alten Regelung von dem ermittelten Bruttoeinkommen 
lediglich ein Abzug von 10 v. H. für Lohn- und Einkommensteuer möglich 
war, sieht das neue Recht nunmehr einen Abzug jeweils in Höhe von 
10 V. H. vor, wenn Steuern, Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Krankenver- 
sicherung und Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung ent- 
richtet werden, maximal also von 30 v. H. 

In der Absicht, stärker als bisher auf das verfügbare Einkommen abzustel- 
len, hat der Bundesgesetzgeber auch bislang nicht angerechnete steuer- 
freie Einkünfte dem wohnungsbaurechtlichen Einkommen nunmehr 
zugerechnet. Denn auch derartige Einnahmen stehen zur Deckung des 
Lebensunterhaltes zur Verfügung. Dies gilt auch für Leistungen der 
laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften des Bundes- 
sozialhilf egesetzes wie auch für Lohnersatzleistungen i. S. von § 32b 
Abs. 1 Nr. 1 EStG. 

Ein Änderungsbedarf wird gegenwärtig nicht gesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


97. Abgeordneter 

Wolf-Michael 

Catenhusen 

(SPD) 


Welche Projekte zur somatischen Gentherapie 
sind bisher vom Bundesministerium für For- 
schung, Technologie und Technikfolgenabschät- 
zung bzw. vom Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie bewil- 
ligt worden, und bei welchen dieser Projekte ist 
eine BeteiÜgung von Industrieunternehmen zu 
verzeichnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 11. März 1996 

Bislang sind 32 Vorhaben zur somatischen Gentherapie bewilligt worden, 
die in der beigefügten Übersicht *) aufgeführt sind. Darunter wird ein Pro- 
jekt (Förderkennzeichen 01 KV 9513) als Teil eines Verbundes von dem 
Industrieunternehmen Boehringer Mannheim GmbH durchgeführt. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzeifragen abgesehen. 
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98. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


In welchen Bundesländern wird das am 31. De- 
zember 1995 ausgelaufene und bis dahin je zur 
Hälfte vom Bund und den Ländern finanzierte 
Hochschulsonderprogramm I fortgeführt, und 
falls ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 8. März 1996 


Der Bundesregierung liegen keine detaillierten Informationen darüber 
vor, in welchen Ländern und in welchem Umfang Maßnahmen des Hoch- 
schulsonderprogramms I (HSP I) nach Auslaufen des Programms weiter- 
geführt werden. Im Rahmen der Verhandlungen zur Revision der Hoch- 
schulsonderprogramme zeigte sich, daß sich die Länder sehr unterschied- 
lich auf das Auslaufen des Programms eingestellt haben. Teilweise wur- 
den Vorkehrungen getroffen, die durch das HSP I geschaffenen befriste- 
ten Stellen in den Landeshaushalten zu verankern. Die Notwendigkeit der 
Fortführung der Maßnahmen richtet sich auch nach den lokalen Entwick- 
lungen. Das HSP I war zwischen Bund und Ländern zeitlich befristet ver- 
einbart worden, um in besonders belasteten Studiengängen das Offenhal- 
ten der Hochschulen zu gewährleisten. In einigen dieser Studiengänge 
(z. B. Elektrotechnik, Maschinenbau) sind die Studienanfängerzahlen 
inzwischen drastisch zurückgegangen. 


99. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, warum die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im 
Juni 1995 einen gemeinsamen Antrag des Bremer 
Insituts für Präventionsforschung und Sozial- 
medizin (BIPS) und der Universität der Bundes- 
wehr auf Förderung der Studie „Untersuchungen 
möglicher gesundheitlicher Risiken bei Mobil- 
funkanwendern - historische und prospektive 
epidemiologische Studie" ablehnte, obwohl 
gerade auf diesem Gebiet erhöhter Forschungs- 
bedarf besteht, wie es z. B. während der An- 
hörung des Ausschusses für Post und Telekom- 
munikation „zum Problem der elektromagne- 
tischen Unverträglichkeit von Mobil- und Richt- 
funksendeanlagen und damit zusammenhängen- 
der möglicher Gesundheitsgefahren" im Mai 
1993 deutlich wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 12. Dezember 1995 

Biologische Wirkungen schwacher elektromagnetischer Felder sind ein 
Thema, dem die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) seit längerer 
Zeit besondere Aufmerksamkeit widmet; so hat sie in den letzten Jahren 
mehrere Treffen veranstaltet, bei denen der Stand der Forschung zwi- 
schen den auf diesem Gebiet sachverständigen Wissenschaftlern disku- 
tiert worden ist. Dementsprechend war klar, daß es sich bei dem hier an ge- 
sprochenen Vorhaben, für das mehr als 1,5 Mio. DM für die ersten beiden 
Jahre beantragt wurden, um ein Thema von hoher Relevanz handelt. Die 
Gutachter haben die DFG jedoch darauf hingewiesen, daß das Vorhaben 
wahrscheinlich keine weiterführenden Erkenntnisse auf diesem weltweit 
sehr umstrittenen Gebiet erbringen könne. Diese Wertung beruhte auf 
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einer sehr eingehenden Auseinandersetzung mehrerer, wie üblich unab- 
hängig voneinander gehörter Gutachter mit dem Antrag. Aufgrund der 
von den Gutachtern vorgebrachten Bedenken zu den verschiedenen 
Aspekten des Antrags (Biophysik, Zellbiologie, Epidemiologie) hat der 
Haup tausschuß der DFG die Ablehnung des Antrags beschlossen. Die 
Hinweise der Gutachter sind den Antragstellern in der DFG mitgeteilt 


Wie viele Projektanträge im Förderschwerpunkt 
„Umweltbelastung und Gesundheit", im Arbeits- 
schwerpunkt „ Innenraum- Luftverunreinigung " 
sind bei der Gesellschaft für Strahlen und Um- 
weltforschung (GSF) seit 1994 ein gereicht und 
bearbeitet worden, und welche dieser Anträge 
wurden von den Gutachtern positiv beurteilt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 12. März 1996 

Im Arbeitsschwerpunkt „Innenraum-Luftverunreinigungen” des FÖrder- 
schwerpunktes des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie (BMBF) „Umweltbelastung und Gesundheit" 
sind seit 1994 14 Anträge für Forschungs- und Entwicklungsarbeiten ein- 
gereicht und bearbeitet worden. Von den Gutachtern sind die acht nach- 
stehenden Anträge positiv bewertet worden. 

Anträge zum Arbeitsschwerpunkt „Innenraum-Luftverunreinigungen" 
des BMBF-Förderschwerpunktes „Umweltbelastung und Gesundheit" 

seit 1994 


100. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Nr. 

Status 

Kurztitel 

Antragsteller 

1 

bewilhgt 

Innenraum- 
relevante Fein- 
stäube und 
Stickstoffdioxid 

Universität Mainz 

2 

bewilügt 

Biologisches 
Monitoring für 
Pyrethroide 

Universität 

Düsseldorf 

3 

ab 1. Mai 1996 

Pyrethroid- 
exposition in 
privaten Innen- 
räumen (Teü 1) 

Fraunhofer- 

Gesellschaft 

4 

ab 1. Mai 1996 

Pyrethroid- 
exposition in 
privaten Innen- 
räumen (Teil 2) 

Universität 

Düsseldorf 

5 


Thermodesorbier- 
bare Passiv- 
sammler 

Institut für Bio- 
und Chemo- 
sensorik 

Münster 
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Nr. 

Status 

Kurztitel 

Antragsteller 

6 


Standardmeß- 
verfahren zur 
Bewertung orga- 
nisch/chemischer 
Emissionen aus 
elektrischen 
Geräten 

TÜVNord, 

Hamburg 

7 


Ester und Ether 
mehrwertiger 
Alkohole in der 
Innenraumluft 

B. A. U. C. H. e. V. 
Berlin 

8 


Riechepithel als 
Zielorgan luft- 
getragener 
Schadstoffe 

Universität 

Tübingen 


101. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Welche Finanzmittel stehen für die Förderung 
dieser Forschungsanträge zur Verfügung, und 
welche Anträge erhalten eine finanzielle Förde- 
rung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 12. März 1996 

Für die Förderkonzeption „Umweltbelastung und Gesundheit" stehen im 
Haushaltsjahr 1996 Mittel in Höhe von 6,9 Mio. DM zur Verfügung, wovon 
1,3 Mio. DM dem Arbeitsschwerpunkt „Innenraum-Luftverunreinigun- 
gen" zugeordnet sind. Von den in der Antwort zur Frage 100 aufgeführten 
Anträgen sind zwei Vorhaben bewilligt worden (Fördervolumen insge- 
samt 1 Mio. DM); zur Förderung ab 1. Mai 1996 stehen zwei Vorhaben an 
(1,4 Mio. DM). Vier weitere Anträge (2,3 Mio. DM) können voraus sichtUch 
1997 bewilligt werden. 


102. Abgeordneter 

Hans-Georg 

Wagner 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 7. März 1996 

Die gewünschten Angaben zu den Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung (FuE) - einschheßlich der Investitionen im Rahmen von 
FuE- Ausgaben - sind in der nachstehenden Tabelle zusammengefaßt. Sie 
beziehen sich auf die Jahre 1990 bis 1993. Über 1993 hinaus liegen z. Z. 
noch keine regional geghederten Daten zu den FuE-Ausgaben des Bun- 
des vor. Sie werden im Bundesbericht Forschung 1996 enthalten sein, der 
im Frühjahr 1996 vorgelegt werden wird. 


Wie sah die Verteilung der Investitions- und For- 
schungsmittel des Bundes und seiner nachgeord- 
neten Stellen in den Jahren 1990 bis 1994 (wenn 
möglich bereits einschließlich 1995) auf die ein- 
zelnen Bundesländer aus? 
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Entsprechende Angaben zu den Investitionsausgaben des Bundes außer- 
halb des Forschungsbereichs stehen nicht zur Verfügung. 


Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
nach Bundesländern^) 

-in Mio. DM- 


Bundesland/ 

Ausland 

1990 

1991 

1992 

1993 

in Mio. 

DM 

in % 

in Mio. 

DM 

in % 

in Mio. 

DM 

in % 

in Mio. 

DM 

in % 

Baden- Württemberg 

2 300,5 

17,2 

2 276,0 

15,3 

2 317,3 

15,4 

2 159,6 

14,6 

Bayern 

3 620,9 

27,0 

3 629,6 

24,3 

3 415,8 

22,6 

3 117,6 

21,1 

Berlin-West 

891,0 

6,6 

907,9 

6,1 

924,3 

6,1 

919,0 

6,2 

Berlin-Ost 

0,0 

— 

400,1 

2,7 

459,4 

3,0 

557,2 

3,8 

Brandenburg 

0,4 

0,0 

240,4 

1,6 

309,8 

2,1 

397,8 

2,7 

Bremen 

373,0 

2,8 

396,9 

2,7 

364,1 

2,4 

340,9 

2,3 

Hamburg 

907,9 

6,8 

768,4 

5,2 

750,9 

5,0 

707,8 

4,8 

Hessen 

740,0 

5,5 

712,7 

4,8 

714,7 

4,7 

797,1 

5,4 

Mecklenburg-Vorpommern 

0,6 

0,0 

100,2 

0,7 

174,1 

1,2 

203,0 

1,4 

Niedersachsen 

1 263,8 

9,4 

1 325,1 

8,9 

1 276,9 

8,5 

1 137,7 

7,7 

Nordrhein- Westfalen 

2 530,4 

18,9 

2 675,7 

17,9 

2 582,9 

17,1 

2 464,4 

16,7 

Rheinland- Pfalz 

310,4 

2,3 

276,6 

1,9 

223,1 

1,5 

206,1 

1,4 

Saarland 

67,3 

0,5 

69,2 

0,5 

75,6 

0,5 

64,7 

0,4 

Sachsen 

1,6 

0,0 

431,8 

2,9 

644,3 

4,3 

741,2 

5,0 

Sachsen-Anhalt 

0,0 

- 

151,7 

1,0 

250,4 

1,7 

300,8 

2,0 

Schleswig-Holstein 

400,7 

3,0 

420,7 

2,8 

374,4 

2,5 

382,9 

2,6 

Thüringen 

0,1 

0,0 

137,6 

0,9 

225,4 

1,5 

272,4 

1,8 

Länder zusammen 

13 408,6 

100 

14 920,5 

100 

15 083,4 

100 

14 770,1 

100 

Ausland 

1 749,8 

11,5 

1 889,0 

11,2 

2 163,3 

12,5 

1 994,8 

11,9 

Insgesamt 

15 158,4 

100 

16 809,4 

100 

17 246,7 

100 

16 764,8 

100 


Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes ist in 
der Regel der Sitz der die Forschung und Entwicklung (FuE) ausführenden 
Stelle. Im FaU der Gemeinsamen Forschungsförderung durch Bund und Länder 
gemäß Rahmenvereinbarung Forschungsförderung wurden daher die FuE-Aus- 
gaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedarf der geförderten Einrichtungen 
bzw. Arbeitsstellen aufgeteilt. Bei den bundeseigenen Forschungseinrichtun- 
gen wurden die FuE-Ausgaben auf den Hauptsitz und die angeschlossenen 
Außen- bzw. Arbeitsstellen mit institutionellem Charakter aufgeteüt. Regionale 
Auswirkungen von Unteraufträgen durch Weitergabe von Fördermitteln über 
die Landesgrenzen hinweg blieben bei der Regionahsierung unberücksichtigt. 

Quelle: BMBF Rundungsdifferenzen 


Bonn, den 15. März 1996 
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